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Halle, Denstan, den 11. Januar I

öchamloſe duftiz.

ver amneſtierte Vogel.
Wie die „Freiheit“ zu melden weiß, iſt jetzt auch der

.9emalige Oberleutnant v. Vogel durch einen
Beſchluß des Landgerichts Berlin amneſtiert worden und
befindet ſich bereits in Deutſchland. Kurt Vogel gehörte be
kanntlich zu um Kreis von Offizieren, die während der
aufgeregten Januartage von 1919 ihr Quartier im Eden-
hotel aufgeſchlagen hatten. Er war einer der Mörder Roſa
Luxemburgs und wurde vom Kriegsgericht zu zwei-
einhalb Jahren Gefängnis verurteilt. Er konnte aber bald
darauf mit Hilfe von gefälſchten Papieren, die ihm von ge-fälligen Kameraden beſorgt worden waren, über die Grenze

tach Holland verſchwinden.
Dieſem Juſtizſtandal ſetzt nun der Beſchluß des Land-

rerichts die Krone auf, indem er den Mord an Roſa Luxem-
zurg als ein politiſches Vergehen anſieht, das im
Anſchluß an ein „hochverräteriſches Unternehmen“ erfolgt ſei
und deshalb unter die Amneſtie falle.

Man muß ſchon geſtehen, r die Juſtiz ſich alle Mühe
kbt, dem klaren Rechts empfinden des lkes in s

Heſicht zu ſchlagen. Selbſt wenn man der Meinung
iſt, daß die Unruhen jener Tage von kommuniſtiſcher oder,
wie es damals noch hieß, „ſpartakiſtiſcher“ Seite herauf-
beſchworen waren und eine energiſche Abwehr durch die Re
gierung der Volksbeauftragten erforderlich machten, ſo iſt
doch in keiner Weiſe zuzugeſtehen, daß der wohlüber-
legte und von einem Offizierskreis plan mäßig vor

itiſches Verbrechen ſei. Eine ſolche Deſinition kann
gur in einem vollſtändig in alten bürgerlichen Auffaſſungen
groß gewordenen Juriſtenhirn entſtehen. Tatſächlich läuft
die Amneſtierung Vogels, die der des Hauptmanns Keſſel
folgt, darauf hinaus, den letzten Reſt von Zutrauen zur
W Juſtiz in Deutſchland zu beſeitigen. Es wird die
Aufgabe der Sozialdemokratie im Reichstage ſein, mit aller
Energie auf die Neugeſtaltung des Strafrechts und vor allen
Hingen auf eine völlige Umgeſtaltung der bisherigen Gerichts
behörden hinzuwirken. Schon die preußiſchen Wahlen werden
Helegenheit geben, daß die Maſſe der Wähler über dieſe
offene Provokation des Empfindens der geſamten ſozia-
liſtiſchen Arbeiterſchaft ihr Votum abgibt. Wir hoffen, daß
2s für die bisherigen Juſtizmethoden vernichtend aus-
jällt.

Ein Geſtündnis Runges?
Jm Anſchluß an die Mitteilung von Vogels Amneſtierung

röffentlicht die „Freiheit“ den Wortlaut eines angeblichen Ge-
ſtändniſſes über den Mord an Liebknecht und Luxemburg, das
der Huſar Otto Runge am 6. Januar 1920 in der Strafanſtalt
niedergeſchrieben haben ſoll. Für die Richtigkeit dieſes Ge-
tändniſſes oder ſeiner Wiedergabe müſſen wir der „Freiheit“ die

„as Dokument, ſo wie es abgedruckt iſt, ſehr große Wahrſchein-
ichkeit für ſich in Anſpruch nehmen darf.

Runge teilt darin mit, daß er ſofort, als am 15. Januar 1919,
gegen 9 Uhr abends, Liebknecht und Luxemburg im „Edenhotel“
eingeliefert waren, mehrere Befehle von Offizieren und Wacht-
neiſtern erhalten habe, daß „dieſe Vande das Edenhotel nicht
wieder lebend verlaſſen dürfe“. Hinſichtlich Liebknechts hatte er
angeblich ſtrikten Befehl von Offizieren, ihn mit dem Kolben
an der Stelle niederzuſchlagen. wo er herauskäme. Bezüglich
Roſa Luxemburgs behauptet Runge, Offiziere hätten ihm den
Befehl gegeben, die Luxemburg dürfe das „Edenhotel“ nicht mehr
lebend verlaſſen. Kapitänleutnant von Pflugk- Hartung ſchrieb
ich ſeinen Namen auf und ſagte zu ihm: „Sie wird Jhnen ja
zurch den Oberleutnant Vogel in die Arme geführt, ſo daß Sie
aur zuſchlagen dürfen.“ Als Roſa Luxemburg ins Auto gezerrt
wurde, ſprang beim Abfahren noch einer hinten auf und ſchoß
ihr eine Kugel in den Kopf. Er ſprang dann ab und lief von
der Rürnberger Straße ins Edenhotel zurück.

Außerdem will Runge den Befehl erhalten haben, den ver-
hafteten Redakteur der „Roten Fahne“ zu erſchießen. Es ſei ihm
geſagi worden, die Befehle kämen vom Hauptmann Pabſt. Runge
ſchildert weiter, wie ihn die Offiziere des „Edenhotels“ zunächſt
zu ſeiner Tat beglückwünſcht hätten und wie ſie alles aufboten,
um ihn in Sicherheit zu bringen. Er ſei von dem Jägerregiment
zu Pferde, bei dem er ſich befand, zu dem HuſarenRegiment Nr. 8
geſchickt und dort von den Vorgeſetzten alsbald als ein Held an-
geſehen worden. Eines Tages, im Januar, ſei ein Unteroffizier
gekommen, der ihm folgendes ſagte: „Runge, ich bin auf Befehl
hierhergeſchickt worden vom Adjutanten der achten Huſaren Er
hat den Haftbefehl gegen dich. Du ſollſt verhaftet werden,
das darf nicht ſein. Hier iſt die Abſchrift vom Haftbefehl.“ Er
ab ihm 240 Mark und einen Militärfahrſchein nach Köln. Der
ittmeiſter Weber von den Huſaren ſagte Runge auf ſeine Mel-

dung, er ſolle machen, daß er fortkäme, ſich aber noch einmal im
„Edenhotel“ melden.

Jm „Edenhotel“ wurde ihm mitgeteilt, der Haftbefehl würde
nicht eher losgelaſſen, bis er fort ſei. Jn ſeine Woh
nung wurden ihm dann 4000 Mark gebracht und ein Zettel, er
ſolle nach Prag fahren und ſich auf dem dortigen deutſchen Kon

b e itete Mord an Liebknecht und ein
W

Verantwortung überlaſſen. Es iſt aber nicht zu beſtreiten, daß

ſulat bei dem Konſul Schwarz zur weiteren Beſchäftigung melden.
Da er ſich deſſen weigerte, wurde er zunächſt vier Tage feſtgehal-
ten, dann erhielt er einen Militärfahrſchein nach Flensburg und
falſche Papiere, die ihm bei ſeiner Verhaftung abgenommen wur
den. Während der Unterſuchung habe ihm der unterſuchungfüh-
rende Kriegsgerichtsrat Jörns wiederholt geſagt: „Neh-
men Sie alles ruhig auf ſich, vier Monate werden es nur und Sie
können ſich dann immer wieder an uns wenden, wenn Sie in Not
ſind.“ Runge verſichert weiter, daß während ſeiner Haft Offiziere
wiederholt mit ihm „Gericht geſpielt“ hätten. Er mußte ſeine
Ausſage auswendig lernen, und es wurde ihm geſagt, wenn er
ſie nicht richtig lerne, würde mal eine Handgranate im
Bett liegen, wenn er ſchlafen ginge. Er wurde auch beeinflußt
zu der falſchen Ausſage, daß er die Papiere, die ihm die Offiziere
gaben, von Spartakiſten in der Weinmeiſterſtraße gekauft habe.

Wir erwarten von der Juſtiz keine Wunder, nicht einmal, daß
ſie nach dieſem Geſtändnis, wenn es ſich als richtig wiedergegeben
herausſtellt, ein Wiederaufnahmeverſahren gegen die ſchuldigen
Offiziere einleite.

Die Eiſenbahnerbewegung.

Zur Lohnbewegung der Eiſenbahner ſchreibt der „Ge
werkſchaftliche Nachrichtendienſt“:

„Welche Bedeutung die Bewegung hat, geht daraus her
vor, daß ungefähr 370 000 Eiſenbahnbeamte und 700 000
Arbeiter in Betracht kommen. Die deren der Einkommens
verbeſſerung für die Eiſenbahner werden auf etwas mehr als
1 Milliarde Mark geſchätzt. Eine weitere Folge iſt, daß auch
die übrigen Reichsbeamten und -arbeiter eine Erhöhung ihrer
Bezüge erhalten inüſſen, wodurch eine weitere Mehrausgabe
von 16 Milliarden entſteht. Die Eiſenbahnerbewegung hat
alſo Einkommenverbeſſerungen für ſämtliche Reichsbeamten
und arbeiter im Betrage von 256 Milliarden Mark zur
Folge. Fraglich iſt zur Stunde noch, ob die an der Bewegung

eteiligten Eiſenbahner ſich mit dem Ergebnis zufriedengeben
werden. Der Deutſche Eiſenbahner-Verband hat ſeinen er
weiterten Vorſtand nach Berlin berufen, um P zur gegen
wärtigen Lage Stellung nehmen zu laſſen. Das Verhand-
lungsergebnis hat nicht die gewünſchte Entſpannung gehbracht,
ſondern die Lage iſt nach wie vor als ſehr ernſt anzuſehen.
Es iſt noch keineswegs ganz gewiß, ob ein Eiſenbahnerſtreik
vermieden wird.“

Die Unzufriedenheit der Eiſenbahner mit den bisherigen
Zugeſtändniſſen iſt allgemein. Sie erfaßt auch die Mitglieder
der ſogenannten neutralen Perbände. So erklärte eine Ver
trauensmännerſitzung des Allgem. Eiſenbahner Verbandes,
Ortsverein Halle, die dem her Ausſchuß von der Regierung
gemachten Zugeſtändniſſe keineswegs als genügend. Sie er-
wartet vielmehr von der Organiſations-Leitung, daß ſie an
den geſtellten Mindeſtforderungen feſthält. ſelbſt unter An-
wendung des äußerſten Mittels.

Die Regierung und die Eiſenbahnerforderungen.
Berlin, 10. Januar. Das Kabinett hat ſich in ſeiner

heutigen Sitzung mit der Frage einer Erhöhung der
Teuerungszuſchläge für die Beamten und Arbeiter des Reichs
beſchäftigt. Dein Wunſche der in Bamberg tagenden Kon-
ferenz der Finanzminiſter der Länver, vor entgültiger Stel-
lungnahme gehört zu werden. wird in einer auf kommenden
Mittwoch anberaumten Sitzung Rechnung getragen werden.
Das Kabinett hat gleichzeitig die Frage der Beſchaffung
neuer Mittel zur Beſeitigung der bereits jetzt im ordent-
lichen Haushalt ſich ergebenden Fehlbeträge, die durch die
Erhöhung der Teuerungszuſchläge eine weitere Steigerung
erfahren werden, zum Gegenſtande einer eingehenden Er-
örterung gemacht. Es wurde die Notwendigfeit feſtgeſtellt,
über die Frage eine grundſätzliche Stellungnahme der gefetz-
gebenden Körperſchaften in Verbindung mit der Entſcheidung
über die Bewilligung der Teuerungszuſchläge herbeizuführen.

Noch keine Beſchlußfaſſung des Vorſtandes vom D. E. V.

WTVB. Berlin, 10. Januar. Wie uns, von beteiligter
Seite mitgeteilt wird, hat der erweiterte Vorſtand des
Deutſchen Eiſenbahner- Verbandes in zweitägiger Beratung
zu dem durch den Sechzehner-Ausſchuß und die Regierung
zuſtandegekommenen Verhandlungsergebnis Stellung genom-
men. Die völlig unzureichenden Zugeſtändniſſe und die auf
der Eiſenbahnerorganiſation laſtende große Verantwortung
veranlaßten den erweiterten Vorſtand, vor der endgültigen
Beſchlußſaſſung erſt noch entſprechende Schritte zur völligen
Klärung der Sachlage zu unternehmen. Der Beſchluß ſteht
demnach noch aus.

Die erſten amerikaniſchen Milchkühe nach Deut'chland.
Berlin, 11. Januar. Nach einer Blättermeldung aus Bremen

iſt am 8. Januar der amerikanſ ſche Dampfer „Weſt Arrow“ von
Galveſton abgegangen und trifft im Laufe dieſes Monats mit 742
amerikaniſchen Milchkühen in Bremen ein

Millimeter 60 Pf. desgleichen Reklame im dreigeſpalten enAn et enp. e D e Aen koſte, 905Textteil 2.50 M. Schluß der Anzeigen Annahme für die nächſte 5. Jahrgang.

Ausgabe morgens 9 Uhr.

Pacteipolitik und Gemeinwohl.

P. T. Selbſtverſtändlich meinen wir die Politik der So-
zialdemokratiſchen Partei, die ſich nach bürgerlichen Be
hauptungen faſt ſtets im Gegenſatz zum Gemeinwohl befinden
ſoll. Dieſer bei allen zu bürgerlichen Anſchauungen Nei-
genden faſt zum Gemeinplatz gewordene Ausſpruch iſt gleich
wertig dem deutſchnationalen Schlachtruf: „Das Vaterland
über die Partei.“ Wenn wir dieſes Feldgeſchrei hören, wiſſen
wir ſofort was daran iſt. Hinter das „Vaterland“ verſteckt
ſich nackt und kalt die egoiſtiſche deutſchnationale Partei
politik und das Schlagwort ſoll nur dazu verhelfen, daß die
anderen Parteien ſich bewegen laſſen in dem Wahne demVaterland zu helfen, deutſchnationale Parteiziele zu Weg

Genau ſo iſt es mit der anderen Phraſe vom Gemeinwohl
beſchaffen. Wenn dieſe auf's Tapet kommt, ſollte jeder So
zialdemokrat mißtrauiſch werden, denn hinter dieſem „Ge-
meinwohl“, das berückſichtigt werden ſoll, ſchillert ſofort
das Parteiintereſſe der bürgerlichen Parteien insgeſamt
237 ſowie man an der ſchönglänzenden Oberfläche dieſes

usrufes kratzt.
Sonderbarer Weiſe gibt es aber immer noch Sozialdemo-

kraten, die auf dieſs Geſchrei vom Gemeinwohl hereinfallen.
Namentlich wenn ſie als Vertreter der Partei in irgend-
welche Körperſchaften hineingewählt worden ſind und nun
bemerken müſſen, wie ſich faſt unüberwindliche Schwierig-
keiten auftürmen, wenn ſie daran gehen wollen die Partei-
politik und die Parteiziele durchzuſetzen. Allzuleicht ſind ſie
geneigt, nicht zu allererſt. dieſe Schwierigkeiten feſt in's
Auge zu faſſen, um zu erkennen, was Reelles dahinterſteckt
und was nur abſichtlich in den Wege gerollt worden iſt,
nein, allzuleicht neigen ſie dazu kritiſch unſere Parteipolitik
und unſere Parteiziele zu unterſuchen und verſchieben ſo
ſelbſt das richtige Verhältnis. Sie merken dabei garnicht,
wie ſie durch dieſe Fahrläſſgkeit die Schwierigkeit noch ver-
größern und ſich ſelbſt in das Licht ſetzen, keine wirklich
überzeugungstreue Sozialdemokraten mehr zu ſein. Darum
lohnt es ſich ſchon dieſe hausbackene bürgerliche Weisheit
von der Parteipolitik, die ſich nicht mit dem Gemeinwohl
verträgt, etwas näher zu unterſuchen und damit wir nicht
den Fehler jener genannten Genoſſen begehen, fangen
wir mit der Unterſuchung bei dem Gemeinwohl an.

Was iſt Gemeinwohl Was verſteht man darungter
Dazu wäre zunächſt zu bemerken, daß der Begriff des Ge
meinwohls ebenſo wandelbar iſt, wie alle Begriffe der
Menſchen überhaupt. Es iſt durchaus nicht etwas abſolut
und für immer Feſtſtehendes. Man könnte eben das als
Gemeinwohl bezeichnen, was die Mehrzahl der Menſchen für
notwendig hielt, damit es ihnen als Volk gut gehe.

die Exiſtenz eines ſtarken Heeres, der Beſitz von Kolonien,
dann eine ſtarke Ausfuhr in Eiſen und Eiſenwaren, in
Jnduſtrieerzeugniſſen überhaupt. damit der r
der Kapitaliſt verdienen könne und der Arbeiter ſeine Arbeit
habe. So gehörte noch ungeheuer viel anderes dazu, um
das Gemeinwohl zur höchſtn Entwicklung zu bringen. Man
hielt auch die Erhebung von ziemlich hohen Getreidezöllen
damals für nötig. Richt für notwendig, alſo nicht mit dem
Gemeinwohl für verträglich, hielt man die Gewährung von
Arboitsloſenunterſtützung durch Staat oder Kommunen.
Richt für notwendig hielt man das Koalitionsrecht für die
Landarbeiter. Für unantaſtbar aber das Dreiklaſſenwahl-
recht und das Geſinderecht. Wir ſehen alſo, der Begriff, die
Vorſtellung vom Gemeinwohl hatte eine verdammt große
Aehnlichkeit mit der Parteipolitik der Konſervativen und
der Nationalliberalen. Dieſe Parteipolitik berück-
ſichtigte nicht das Wohl aller, ſondern nur das Wohl be-
ſtimmter kleiner Kreiſe und ließ die Maſſe ſich plagen und
ſchinden. Sie mußte deshalb, je länger je mehr, mit den
Bedürfniſſen der großen Maſſe in Widerſpruch geraten, alſo
das Gegenteil von Gemeinwohl werden.

Das erkannt zu haben iſt das Verdienſt der Sozial-
demokratie. Sie ſetzte dieſer Parteipolitik der Konſervativen
und Liberalen die Parteipolitik der Arbeiter gegenüber und
wußte, daß dieſe je länger je mehr zur Politik des Gemein-
wohls, zur Politik zum Beſten des größten Teiles des Volkes
werden mußte.

Nichts hatte dieſe Entwicklung mehr beſchleunigt als der
Krieg und die aus ihm hervorgehende Niederlage. Er hat
mit erbarmungsloſer Schärfe, die von den Bürgerlichen ge-
triebene: Politik des Gemeinwohls als ſchädlich für das
Volk gekennzeichnet, weil es eben keine Politik zum Beſten
des ganzen Volkes, ſondern nur zum Beſten eines kleines
Teiles war.

Aber wie ſchon während des Krieges ſich der Politik
der Sozialdemokratie die größten Schwierigkeiten ent-
gegenſtellten, ſo daß es ihr faſt unmöglich war, zum Wohle des
gröſten Teiles der Bevölkerung zu wirken, wie ſie ſich damal
mit kleinen Erfolgen zufrieden geben mußte, faſt genau ſe
iſt es auch heute. Aber es iſt ein Trugſchluß für die tätigen
Sozialdemotraten, wenn ſie meinen, es müßte nun die Partei
politik revidiert werden um ſie dem Gemeinwohl anzupaſſen
„Umgekehrt wird ein Schuh draus.“ Nicht wir haben uns

in der Wirtſchaftspolitit, in der Sozialiſierungsfrage oder in
der Steuerpolitik dem Ruf der Bürgerlichen auf Berück

DZ

Dazu
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deren nackte, egoiſtiſche Jntereſſen. Wer von den organi-
erten Sozialdemokraten darauf hineinfällt, dem fehlt die

o bitter notwendige pupillariſche Sicherheit für das öffent-
iche politiſche Leben. Der hat das felſenfeſte Zutrauen zu

aner ſozialiſtiſchen Ueberzeugung verloren und muß ſich
eunigſt auf den Hoſenboden ſetzen, um dieſelbe wieder

u erarbeiten. Aber dieſe Unterſuchung ſoll auch für ſie
ichtſchnur ſein. Ueberall wo von bürgerlicher Seite mit

den Argumenten des Gemeinwohls operiert wird, da ſollen
ſie dieſelben erſt mal genau auf's Korn nehmen und ge
wöhnlich werden ſie dann dahinter kommen, daß alles andere
aur nicht das Gemeinwohl auf dem Spiele ſteht.

Aber eins iſt in dieſem Zuſammenhang zu ſagen not-
wendig. Wenn unſere Vertreter in dieſem Sinne wirken

llen, dann iſt es notwendig, daß ſich ihre Wähler entHeſn hinter ſie ſtellen. Dazu müſſen ſie Mitglieder der

artei und Leſer der „Volksſtimme“ werden. Solange ſie
das nicht ſind, fehlt den ſozialdemokratiſchen Abgeordneten
ein groß Teil des Rückhaltes. Um die Wähler, die dieſe
beiden Schritte Parteimitglied und Leſer der „Volks
ſtimme“ zu werden noch nicht unternommen haben, dazu
zu veranlaſſen, findet vom 16.--23. Januar eine erbewoche,
eine rote Woche ſtatt. 138 521 Neuaufnahmen hat die Partei
dom April bis September vorigen Jahres gemacht. Dieſe
Zahl muß in dem anderen Halbjahr überſchritten werden.
An die Arbeit Genoſſen!

e m„2g„çdzlrrrlere”dehenohdnrarnnſoryoo0ahk-

Fum offenen Brief der V. K. P. D.
Aus dem Büro des Parteivorſtandes wird dem „Vorwärts“

geſchrieben: Der Parteivorſtand beſchäftigte ſich am 10. Jan.
u. a. auch mit dem Offenen Brief der Kommuniſtenzentrale
in Nr. 11 der „Roten Fahne“. Das Ergebnis der kurzen
Ausſprache konnte der Vorſitzende unter allgemeiner Zuſtim
mung dahin zuſammenfaſſen:

Die Zentrale der VKPD. hat an die gewerkſchaftlichen
und politiſchen Organiſationen, darunter auch an unſere
Partei, die öffentliche Anfrage gerichtet, ob ſie ein von ihr
entworfenes Aktionsprogramm zu unterſtützen bereit ſeien.
Sie erwarte die Antwort bis zum 13. Januar 1921. Nichts-
deſtoweniger erläßt die Zentrale ſchon am 9. Januar in der
„Roten Fahne“ folgende Erklärung:

An unſere Organiſationen geht nunmehr die Aufforderung,
im ganzen Reiche die Aufforderungen, die an die Zentral-
leitungen der politiſchen und wirtſchaftlichen Organiſat. onen der
Arbeiterſchaft gerichtet ſind, unmittelbar zu richten an die Prole-
tarier, die in dieſen Organſſationen ſich befinden. Sie werden
a und deutlich antworten und ihre Antworten werden ent
ſcheidend ſein ſowohl für die Altionen ſelbſt als auch für die-
jenigen der Arbeiterführer, die ſich weigern, das zu tun, was die
Maſſennot zu tun fordert.
Die Zentrale der VKPD. hat damit ihr eigenes plumpes

Spiel entlarvt. Indem ſie ohne die Antwort der befragten
Organiſationen abzuwarten, ihre Organiſationen auffordert.
den Zerſplitterungskampf weiter in die Arbeiterbewegung
zu tragen, hat ſie ihre offene Anfrage ſelbſt erledigt.

Die Zentrale der VKPD. hat verſucht, nach dem Wort
hres Meiſters Lenin zu handeln, der in ſeiner Schrift „Der
Radikalismus, die Kinderkrankheit des Kommunismus“ fol-
zende Parole ausgibt:

Man muß es verſtehen, wenn es nötig iſt, ſogar Liſt,
Schlauheit, illegale Methoden, Verſchweigung der Wahrheit an
zuwenden, um nur in die Gewerk ſchaftsverbände einzudringen, in
ihnen zu bleiben, in ihnen kommuniſtiſche Arbeit durchzuführen

Die geforderte Schlauheit hat die Zentrale der VKPD.
allerdings nicht bewieſen, da ſie durch ihre voreilige Auf
orderung an ihre die Abſicht zu neuem Wort-

bruch, wie ſie ihn bicher auch bei allen gemeinſam vor-
bereiteten Altionen verübte, nur allzu deutlich verraten hat.

Die Sozialdemokratiſche Partei wünſcht nichts dringender
als die Wiederherſtellung der Einheitsfront des Proletariats,
die von den Kommuniſten in verbrecheriſcher Weiſe zerſtört
worden iſt. Nur durch die Einheitsfront können Minderheits-
aktionen verhindert werden, die nutzloſe Opfer fordern und
ein Verbrechen an der Arbeiterklaſſe ſind. Die Sozialdemo-
kratiſche Partei warnt ihre Anhänger aufs Nachdrücklichſte,

gung des Gemetnwohls Dahtnrer ververgen
e

ver Bremer vBolksentſchew.
Dem „Vorwärts“ wird aus Bremen gemeldet:
Von 210 055 Stimmberechtigten haben

175 935, davon für Beibehaltung der Stadtwehr 100 554,
gegen ſie bar erwelte ſes Reſul oße

nleugbar erweckte dieſes Reſultat große Ueberraſchung,nicht nur bei den Sozialiſten, ſondern auch bei den Bürger-

lichen. r hatte der Bürgerblock in Bremen große Hoffnungen, den Sieg davonzutragen, verfügt er doch uber gro r

Geld mittel, eine weitverbreitete Preſſe, einen ſehr
rührigen Bürgerausſchuß, der über gar rdweſtdeutſchland
eine ſeſte Organiſation aller bürgerlichen Elemente aus-
gebreitet hat. Aus dieſer Quelle ſprudelte die Verleum-
dungsflut, die ſich von Tag zu Tag ſteigerte, über die
bremiſche Bevölkerung. Beſonders bösartige Wahlhilfe er
Dein Bürgerlichen auch durch die Reichsregierung.

r Miniſter Koch a im Stadium und leiſteteden Bürgerlichen politiſchen Beiſtand, daß er drohte von
Reichs wegen eingreifen zu wollen. Er dokumentierte von
vornherein, daß die Reichsregierung die Ruhe und Ord-
nung für gefährdet erachte, wenn die ſozialiſtiſche
Parlamentsmehrheit auch eine ſozialiſtiſche Regierung bilden
würde. dieſen Drohungen wird ſich das Parlament
noch beſchäftigen müſſen. Zunächſt war es bewußte
Wahlbeeinfluſſung allerſchlimmſter Art, wie die
Reichsregierung hier angreifen ließ.

Dieſes Volksabſtimmungsreſultat iſt abſolut nicht mit
früheren Wahlreſultaten zu vergleichen, weil bei Wahlen die
Entſcheidungen für den einzelnen Wähler ganz anders liegen.
Unſere Partei hat auch trotz dieſes Ausfalles die größte Zu-
verſicht, in dem jetzt einſetzenden Wahlkampf zur Bürger-
ſchaft gut abzuſchneiden. Die rein ſozialiſtiſche Re-
gierung, die am 6. Juni in Bremen möglich war, iſt durch
die Abſtinenzpolitik der Unabhängigen erledigt. Geſtern
entſchied ſich die übergroße Mehrheit der bremiſchen Bevöl-
kerung ausdrücklich gegen ſie. Es entſtand für unſere Partei
die Frage, ob ſie auch für die Zukunſt es gelten laſſen will,
daß trotz des ſtarken ſozialiſtiſchen Einſchlages in Bremen eine
rein bürgerliche Regierung beſteht. Sie wird dieſe Frage
nicht verneinen können. Zwiſchen USP., Gewerkſchaftskartell
und SPD. beſtand eine ausgezeichnete Zuſammenarbeit, die
durch keinen Zwiſchenfall geſtört wurde. Mit der Beendigung
des Volksentſcheides iſt die Zuſammenarbeit erledigt und
eine jede Partei nimmt für ſich ſelbſtändig den Wahlkampf
auf, in dem die Ausſichten für unſere Partei nicht gering
ſind.

Wieder eine Niederlage der uneinigen Arbeiterſchaft.
Hanau, 10. Jan. Bei den geſtrigen Stadtverodneten

wohlen wurden abgegeben: für die Handwerkerliſte: 1908,
für die bürgerliche Gemeinſchaft (Demokraten, Deutſch
notionale, Deutſche Volkspartei und Zentrum) 8857, für die
Sozialdemokraten 4229 und für die Kommuniſten 5888
Stimmen. Gewählt ſind 4 Handwerker, 19 bürgerliche
Gemeinſchaft. 8 Sozialdemokraten und 11 Kommuniſten.
Die bürgerlichen Parteien haben damit die Mehrheit er
halten.

Der militäriſche Charakter der Orgeſch.
Jn Waldenburg in Schleſien iſt es gelungen, Dokumente

zu beſchlaguahmen, die ganz zweifellos den militäriſchen
und gegen die Arbeiterſchaft gerichteten Charakter der
Organiſation Eſcherich nachweiſen, ſoweit daran
bisher auch nur der geringſte Zweifel obwaltete. dem
ſelben Augenblick, da der Breslauer Bezirksausſchuß das
polizeiliche Verbot des „Heimatſchutzverbandes verfaſſungs-
treuer Oberſchleſier, Organiſation Eſcherich E. V.“ aus ſor-
malen Gründen aufhob, wurden durch einen Zufall Organi-
ſalionsplan, Sitzungsprotokolle, Kaſſenabrechnungen und vor

allen Dingen ein t eldzugsplanmit Generalſtabskarten für die Waldenburger Kreisabtei-
lung dieſes ſelben Heimatſchutzverbandes aufgefunden.

Am 31. Dezember 1920 wurde in Bad Salzbrunn bei
Waldenburg der Bureauangeſtellte Claus Hoff
verhaftet, den die Staatsanwaltſchaft ſchon längere Zeit
wegen Urkundenfälſchung, Betrug uſw. ſuchte. Dabei fielen
der Polizei ein große Menge von Papieren der verſchie-

ſolchen Parolen, die nur zur Verwirrung und zur Niederlage
führen, Folge zu leiſten.

ſtellte, hatte man es in dem Hoff mit einem Angeſtell-
denſten Art in die Hände. Wie ſich bald danach ert
ten der Orgeſch zu tun, und die vorgefundenen Papiere

abgeſtimmt

waren nicht anderes aus Dokumente dieſer ſogenonnten
a aniſation. Dadurch wurde es auch verſtänd-
lich off bei ſeiner Verhaftung die Papiere zu be-ſeitigen verſuchte, außerdem auch. daß ſich zwei
Leutnants mit Ramen Müller und Macionga ganz ver

ſowohl um die rung des Hoff wie vor allen
ingen um die Herausgabe der Papiere oder wenigſtens ihre

ſofortige Verſie elung bemühten.
r. „Vorwärts“ gibt aus dieſen Dokumenten Auszüge

bekannt, nach denen ſich die Orgeſch jedes Wort der Be
mühung ſparen kann. Jhr militäriſcher, auf Gewalttätig-
keiten ſchlimmſter Art eingeſtellter Charakter liegt offen zu-
tage, und ihm gegenüber iſt die ſchnellſte Unterdrückung der
Orgeſch durch dasſelbe Staatsweſen ganz unbedingt not-
wendig, das Eſcherich angeblich vor Links- und Rechtsputſche
ſchützen will.

Argeſch-Demonſtrationen.
Der beſtgehaßte Mann der Reagktion iſt unſer Genoſſe

Scheidemann. Er nagelt ihr ſchädigendes Treiben eben
unerbittlich feſt. Deswegen der Haß. Einen Strauß hatte
er ſchon vor Weihnachten mit dem der Orgeſch trotz Auf-
löſung angeſchloſſenem „Jungdeutſchen-Orden“. Das Hetz-
organ derſelben, das in Kaſſel gedruckt wurde, wurde dort
verboten und als es ſich an das Verbot nicht kehrte, zwei-
mal vor dem Erſcheinen beſchlagnahmt. Aber die Reaktio-
näre e nicht locker, wie man aus folgender WTB.-Mel-
dung erſehen kann:

Kaſſel, 9. Januar. Die Orgeſch für den Bezirk Kaſſel
hat heute nachmittag und abend, wie die „Frankf. Ztg.“
meldet, eine eigenartige Demonſtration durchgeführt. Der
Kaſſeler Jungdeutſchen-Orden wollte heute ſein Stiftungs-
feſt mit einem Ball in der Stadthalle begehen. Als der
Oberpräſident Dr. Schwandter davon erfuhr, hatte er die
Säle be r laſſen, um die Veranſtaltung zu ver-hindern. Daraufhin hatte der Ordensmeiſter des Sugdenf-

ſchenOrdens, Oberleutnant Mahraun, in Kaſſel verſchiedene
Ortsgruppen der Orgeſch aus dem Regierungsbezirk Kaſſel
aufgeboten, die ſich in Scharen nach Kaſſel begaben, ſich
hier zu einem Demonſtrationszuge ordneten und vor die
Wohnung des Oberpräſidenten Dr. Schwandter und des
Oberbürgermeiſters Scheidemann zogen, um gegen die Ver-
hinderung ihrer Feſtlichkeit zu demonſtrieren. Es waren
weit über 1200 Perſonen, zumeiſt Landwirtsſöhne, zum
Teil in den in Kurheſſen üblichen Trachten gekommen. Auf
Befehl des Oberpräſidenten ſchritten Mannſchaften der
Sicherheitspolizei ein, löſten den Demonſtrationszug auf und
verhinderten die einzelnen Gruppen, Verſammlungen und
ſonſtige Zuſammenkünfte abzuhalten.

Gegen die gewiſſenloſe Strelkhetze.

Jn Hamborn haben bei der Erledigung von Arbeits.
differenzen die Syndikaliſten eine Taktik eingeſchlagen, die
dazu führen mußte, aus dem glimmenden Funken einen
lodernden Brand zu machen, gleichgültig darum, ob die Zu-
ſtände, die zu den Differenzen führten, noch verſchlechter-
ten. Das betreffende Werk, um das es ſich handelte, eine
ThyſſenHütte, wurde nun geſchloſſen. Aus dieſem Anlaß
haben die vier Bergarbeiterverbände einen Aufruf erlaſſen,
da die Syndikaliſten daran gehen, die Grubenarbeiter zu
einem Sympathieſtreik aufzurufen. Der Aufruf lautet
richten zufolge:

Unverantwortliche gewiſſenloſe Elemente verſuchen
augenblicklich die Bergarbeiter in einen angeblichen Sympa-
thieſtreik zu hetzen. Die Arbeiter der Thyſſen Hütte inHamborn nd zunächſt durch unverantwortliche Perſonen in

den Streik getrieben worden, der von den maßgebenden Ge-
werkſchaften nicht gebilligt iſt. Jetzt ſollen die u de
elgen, Not und Elend ſollen in noch größerem Maße in die
rbeiterfamilien einziehen, nur um die politiſchen ſichten

jener Leute zu erfüllen. Die unglaublichſten Gerüchte wer-
den von jener Seite verbreitet, um mit aller Gewalt die
Bergarbeiter in den Ausſtand zu treiben. Bald ſollen die
eſamten Eiſenbahnen ſtill liegen, bald ſoll die Einführunger verlängerten beabſichtigt ſein. Ja, es wird

ſogar behauptet, daß die unterzeichneten Bergarbeiterver-
bände einer Verlängerung der Schichtzeit zugeſtimmt hätten.
Das iſt nicht wahr, Kameraden! Laßt Euch nicht täuſchen.
Die Abſichten jener dunklen Ehrenmänner ſind zu durch-
ſichtige. Nicht auf wirtſchaftliche Beſſerſtellung der Berg-
arbeiter kommt es jenen an, jede praktiſche Arbeit überläßt
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Das Stefcſil- Haus.

Roman von Béla Baeſö.
Einzigberechtigte Uebertragung aus dem Ungariſchen von

Stefan J. Klein.
(4 Fortſetzung.) Nachdruck verboten.

Neben der Cfſermaks wohnte in Nummer Fünf ein altes
Ehepaar: die Familie Cſatlos. Der Zimmermann Cſatlos
war ein achtundſechzigjähriger ſchwermütiger alter Mann mit
taubengrauem Haar und traurig ſchimmernden tränengefüll-
ten Augen. Trotz ſeines ärmlichen Lohnes hatte er ſeine
Zeiden ſchönen Töchter zur Schule geſchickt. Beide waren wun-
dervoll gewachſene Mädchen und hatten das Lehrerinnen-
ſeminar abfolviert. Dieſe beiden ſchönen und mit einem
goldenen Gemüt bedachten Mädchen waren das Glück der

lten. Glücklich dachten ſie an das kommende geruhſame
Alter, das die Zeit ungeſtörter Freuden ſein wird. Doch mel-
dete ſich eine heimtückiſche Krankheit, die binnen zweier Jahre
die beiden Mädchen fortraffte. Zuerſt welkte die ältere ins
Brab, dann verging ſtill die zweite. Und ſie ließen nichts
anderes zurück, als eine qualvolle und peinigende Erinnerung.
Der alte Cſatlos hütete damals drei Monate das Bett. Die
Frau, eine fanatiſche Schweſter des dritten Ordens, fügte ſich
xaſcher, der Zimmermann jedoch fluchte Gott, zertrümmerde
das Kruzifix und ſchleuderte die Porzellanſtatuen hinaus.
Er riß ſich Bart und Haare aus, ſchiuchzte tagelang und
wälzte ſich auf der Erde. Niemand vermochte ihn zu tröſten.
Nach vielen Leiden beruhigte er ſich dann ſcheinbar, weinte
nicht, wurde ganz ſtill. Doch war dieſe Stille beängſtigend.
Tage hindurch ſprach er zu niemand ein Wort. Ging mit
fahlem, kaltem, Entſetzen einflößend traurigem Geſicht auf
den Straßen umher, zerquälte, ermüdete ſich in Arbeit.

Die Bewohner des Stefcſik- Hauſes ſchauten beängſtigt und
ehrfurchtsvoll ſeiner taumelnden Geſtalt mit dem gebeugten
Kopf nach. Einen furchtbaren, herzzermarmenden Schmerz
trug der alte Zimmermann umher. Die Bewohner, die zur
gegenſeitigen Kontrolle ihrer Angelegenheiten keine Muße
hatten, hätten gerne alle Geheimniſſe des alten Cſatlos er
fahren und erkundigten ſich über dieſen ſehr viel bei den
Cſermaks. Neuerdings ſchien ſich der Alte getröſtet zu haben.
Ex ſang mit ältlich-heiſerer Stimme Bußpfalmen; feine Frau

j Sohn namens Karl, der Jus ſtudierte.

begann ſchluchzend zu weinen, worauf er ſie mit bibliſchen
Tröſtungen zu beruhigen verſuchte. Er las laut das Buch Job.

„Man muß weinen, wenn man dieſe Leute hört
ſagte Cſermak. „Gebet, Bibel, Pfalm und Oellämpchen

Es war viel klüger, da er fluchte, mit Gott haderte
Der arme Menſch wird verrückt werden

Jn Nummer Sechs wohnte eine Waſchfrau: Kathi Fiſcher,
an deren Händen ſtrickdicke Adern ſchwollen; ihre Bruſt
war eingefallen, ihre Geſtalt verhutzelt. Sie hatte einen

Dieſer Sohn war
ihr „uneheliches“ Kind. Der armen Frau mußte die freud-
loſe Mutrerſchaft viel Schmerz verurſacht haben, denn ſie
hatte keinen anderen Wunſch empfunden, als in einer ehr-
baren Ehe ehelichen Kindern Leben zu geben. Die Waſch
frau erzog unter grauſamen Entbehrungen ihren Sohn. Karl
brachte aus der Eementarſchule ſehr gute Zeugniſſe heim, und
ſo gab ſie ihn denn ins Gymnaſium. Es war ihr feſter
Entſchluß. aus ihm einen feinen Herrn zu machen. Der
Knabe gehörte auch in der Lateinſchue zu den Erſten, und
die Sorgen der Mutter wurden geringer, da Karl ſchlech-
teren Schülern Nachhilfeſtunden gab und des Nachts lernte.
Es war eine bittere Zeit, da er nach der Reifeprüfung aus
einem unbekannten Grund Jus ſtudieren wollte. Prieſter
konnte er nicht werden, denn er war ja ein uneheliches Kind.
Jn den erſten Jahren arbeitete er bei einem Rechtsanwalt-

Dwwerer für einen Hungerlohn. Nun arbeitete er bei einem

dreißig Kronen im Monat, vormittags aber hörte er fleißig
die juriſtiſchen Vorträge. Die Summe von dreißig Kronen
war ſehr gering. Er war auf die Unterſtützung ſeiner alten
abgearbeiteten Mutter angewieſen. Darbte viel.

watte zu befeſtigen.
meidender, verſchlafener Junge.

nicht minder geizigen Rechtsanwalt an den Nachmittagen für

Trug ein
fadenſcheiniges Gewand, einen abgetragenen Ueberrock. Jn
ſolchen Kleidern ſchämte er ſich, unter die Leute zu gehen.
Er ging nie in ein Cafe, beſuchte nie den Juriſtenklub.
Hatte er doch oft kein reines Hemd. Traurige Satire des
Schickſals: Seine Mutter war Waſchfrau! Jn ſolchen Zeiten
brachte ihn das Elend dazu, aus weißem Karton eine Hemd-
bruſt auszuſchneiden uagd dieſe unter der zerfetzten Kra-

Karl war ein linkiſcher, die Menſchen
Seine Lieben, ſeine ſüßen

Erinnerüngen, ſein Rauſchverlangen und. ſeine ſonſtigen Lei-
denſchaften lebten bloß als Traumbilder in ſeiner verkümmer-
ten Phantaſie. Mitunter geſchah es, daß, wenn er ſich wan

kend, düſterer Laune die Treppe hinauftrollte, in einer Ecke
des Korridors ſich umſchlungen haltende junge Leute ſah.
Mit weit aufgeriſſenen Augen, mit zitterndem Staunen be-
trachtete er, wie das Geſicht des ſich in der Umarmung
des ſtarkarmigen Burſchen, an des Mannes Bruſt ſchmiegenden
Mädchens in beſeligendem Rauſch aufleuchtete, derweil ſich
der Burſche zu ihm niederneigte, es heftig, heiß küßte. Und
er ſchleppte ſich benommen in die enge Wohnung. Zitterte
vor unterdrücktem Verlangen, ſein Geſicht loderte vor Rauſch-
gier. Er empfand ſich als jämmerlich, elend und ſah ein,
daß die Lehre der Selbſtenthaltung verlogen, dumm, töricht
ſei, eine ſich der Natur wider etzende, das Leben verkümmernde
Lehre. Er dachte daran, er könne bloß dann ein Mann
ſein, wenn auch er ſo mächtig im Sinne wahren Manntums
lebt und ſich unentwegt dem Leben entgegen entwickelt, wie der
nach Umarmung gierende Maurergeſelle.

Er ſtützte ſein einknickendes Leben, ſehnte ſich nach wahrem
Menſchenſchickſal, ſchrak aber jedesmal matt vor jeder ent
ſchloſſenen Handlung zurück. Denn wenn in ſeiner Phan-
taſie der Kämpfe unüberblickbare Ferne erſchien, ſchauderte
er zuſammen, mordete Gedanken und trottete weiter in dar
endloſen Tretmühle

Jn dem Haus wohnte auch eine bruſtkranke und bigotte
Tabakarbeiterin, deren Berühmtheit darin beſtand, daß ſie
ſchon oft die letzte Oelung empfangen hatte, aber trotzdem
ihr qualenreiches Leben noch immer weiterſchleppte. Einmal
fühlte fie ſich wohler, dann wurde ſie wieder ſchwer krank;
das arme Mädchen war bereits auf das ärgſte vorbereitet.
Jhr weihraucherfülltes, mit Reliquien, Kruzifiren und Hei-
ligenbildern vollgepfropftes Zimmer, in dem ein dunkel
rotes ewiges Licht blaß, kniſternd blinzelt, zeigt ihre er-
gebenen Vorbereitungen für den Tod. Unter ihrem mit Kiſſen
reich gepolſterten Mädchenbett dräut ein harter Bretterſarg,
in den mit güldenen Nägeln ihr Name eingehämmert und der
mit einem goldfadendurchwirkten Seidenleichentuch zugedeckt iſt.

Jn den übrigen Einzimmerwohnungen wohnten höchſt ver
ſchiedene und geſchichtslo e Elendsmenſchen. Taglöhner, Arbei
ter, Arbeiterinnen, Fuhrmänner, Alkoholiker, Kranke, traurig

äugige, arme Menſchen. SAllabendlich ſetzte Türöffnen, Schlürfen, Tappen, Schreien,
Kinderweinen, Geſang und Gejammer, betrunkener Leute Ge
brüll ein. Gegen Mitternacht jedoch breitete ſich über das

düſtere Gebäude beängſtigende Stille. (Fortſetzung folgt.)
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Streik S der ni
eoern. Kameraden! hört auf Eure gewerkſchaftiſationen. Lehnt cuüſatug m in

von den gewerkſchaftli Ver
veranlaßt iſt. ie die Unterzeichneten in allen

rtſchaftsfr die Intereſſen der Kameraden bisher ver
treten haben, ſo wird dies auch in Zukunft geſchehen. Keine
Arbeitsverlängerung wird eingeführt werden Lönnen, ſo

die Kamer inter den Organiſationen ſtehen.
Kameraden! behaltet Ruhe und Würde. Beteiligt Euch nicht
an Putſchen! Ruhe und Beſonnenheit ſind in dieſer Zeit
notwendiger denn ſe, lehnt wilde Streikbeteiligung ab.
Folgt nur den gewerkſ ichen Organiſationen.

Deutſcher Vergarbeiterverband, Vochum,
gez. Huſemann.

Gewerkverein Chriſtlicher Bergarbeiter Deutſchlands,
gez. Jmbuſch.

Polniſche Berufsvereinigung,
gez. Kolpacki.

Gewerkverein Hirſch Duncker, Abteilung Bergarbeiter,
gez. Schmidt.

Der Kampf um die Heimſtätte.

Ein Muſterbeiſpiel für die ad endigkeit der Domänen
vorlage.

Jn einer Berliner Zeitung wird aus Cladow bei Lands-
t der Warthe Klage geführt über Hemmungen derSiedlung. Jn dem Artikel ßelßt es u. a.: „O du armes
deutſches Volk, wie wirſt du durch deine Geſetze geknechtet!
Das einzige Eigentum, welches dü noch haſt, der Boden, den
dir Gott gab, gehört dir nicht. Selbſt nicht das Staats-
land, das doch dem ganzen Staate, mithin auch dir, du deut
ſcher Staatsbürger, von Rechts wegen gehört. Von 4500
Morgen Domänenland nur höchſtens 50 Morgen für Siedler!
J Zurzeit ſogar nur pachtweiſe und nur aus dem guten Willen
und der Gnade des Domänenpächters!“

Dazu iſt zu ſagen:
1. Die in Frage kommende Domäne umfaßt als

5000 Morgen, die für insgeſamt 30 000 Mk. jährlich ver
ſind. Das iſt alſo nicht einmal 6

rgen.2. Die Domäne es ſind eigentlich zwei Domänen unter
demſelben Pachtſchlüſſel iſt im Jahre 1915 wieder ver
pachtet worden. Damals iſt aktenmäßig feſtgeſtellt worden,
daß die Domäne für die Aufteilung nicht geeignet ſei. Ein

für den

Perſuch, die beiden unter demſelben Pachtſchlüſſel vereinigten

Hie Domäne iſt 1915 bis zum Jahre 1933 zu dem auf-
fallend billigen Preiſe von weniger als 6 Mk. für den Morgen
wieder verpachtet und kommt bis dahin nach der nes

Domänen n an zwei Pächter zu geben, via

ebung und den einſchlägigen Beſtimmungen des Reichsſied-Pngegeſedes für rn nicht in Frage
3. Es handelt ſich hier um einen der immer wieder vor

kommenden Fern die mitbeſtimmend geweſen ſind für den
arg lebhaft umſtrittenen Geſetzentwurf über die

lbſtbewirtſchaftung der Domänen. Jm Verlauf der Be
ratungen der Landesverſammlung iſt in dieſe Vorlage eine
Beſtimmung hineingearbeitet worden, nach der für Neu und
Anliegerſtedlun 153 Domänen von der Selbſtbewirt-ſchaftung ehe ein ſollen. 1915 wurde von der er
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wähnten Domäne eſtellt, daß ſie für Siedlungszweckenicht in Frage m di iſt dort ein geradezu
ſtürmiſches Siedlu ürfnis entſtanden.

Der Landwirtſchaftsminiſter muß dem ſo gut wie taten-
los zuſehen; gegenüber einem derartigen unerträglichen Zu
ſtande hat er der Landesverſammlung den Geſetzentwurf über
die Selbſtbewirtſchaftung der Domänen zu laſſen, um
olche Domänen wenigſtens in Zukunft als Siedlungsreſerve

die Hand zu bekommen.

Re Gerichtsbarkeit im beſetzten Gebiete

Brief aus dem Weſten.
Als der deutſch- franzöſiſche Krieg 1871 beendigt war,

blieb ein Reſt der deutſchen Armee als Beſatzungstruppe noch
eine Zeitlang in Frankreich zurück. Wie jetzt die Deutſchen
am Rhein, ſo empfanden die Franzoſen damals die Beſetzung
als eine Schmach. Da jedoch die Franzoſen die Kriegs-
v h leicht bezahlen konnten, ſo wurden ſie das
deutſche Militär ſehr bald los. Sie konnten erleichtert auf
atmen und ſich wieder frei, ſelbſtändig und zu Hauſe fühlen.

Jn jener Zeit hatte aber der Militarismus, den die
ranzöſiſche Bevölkerung während der Beſatzungszeit nach dem
riedensſchluß auszukoſten hatte, noch nicht jene
rutale erfahren wie 50 Jahre ſpäter ſie der

franzöſiſche Militarismus erreichte, unter deſſen Druck jetzt
die arme Rheinlandbepölkerung ſeufzt.Wie ſehr ſich die bie e Seſatzun smethode von der

ehemaligen deutſchen unterſcheidet, iſt am deutlichſten an der
Gerichtsbarkeit im franzöſiſch beſetzten Gebiet am

ein zu erſehen.
Die deutſche Militärleitung ließ in der Zeit der Beſetzung

die franzöſiſche Verwaltung und Rechtspflege völlig unan-
Kein franzöſiſcher Bürger kam vor ein deutſches

richt. Vergehen und Verbrechen gegen deutſche Soldaten
wurden von den zuſtändigen franzöſiſchen Gerichten
urteilt. Man vergleiche damit die Zuſtände im beſetzten Ge

biet. Angehörige der n und a Zivilperſonen der r r e können ſich in Zivil- und
Strafſachen anz nach Belieben der deutſchen Gerichtsbarkeit
entziehen. egen en deutſche Staatsangehörige ſich
ohne weiteres der Militärjuſtiz der Veſatzungsarmee zu
unterwerfen. Und wenn das nur noch Rechtſprechung wäre.
Aber was da an „Gerechtigkeit“ geleiſtet wird, ſpottet jeder
Beſchreibung. Am ärgſten treibt es die franzöſiſche Militär
iuſtiz. Die geringſten Vergehen werden mit Strafen belegt,
die Grauen und Ekel erregen. Wenn z. B. ein halb
w Burſche zu drei Jahren Gefängnis verurteilt wird,
weil er von einem fra ſt chen Soldaten einen Futterbeutel
für Pferde gekauft hatte, ſo weiß man wirklich nicht, was
man dazu ſagen ſoll. Solche Beiſpiele lie 4 in Menge
anführen, Bei Vergehen, die einen politiſchen Anſtrich haben,
S denen man gar einen politiſchen Charakter beilegt, toben
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die Militariſten mit Vorliebe aus. Wer ein Wort der
itik an der franzöſiſchen Politik im Rheinland wagt oder

„wer über das Verhalten der Beſatzungstruppen klagt
Und ſei die Kritik noch ſo berechtigt, die Klage ſachlichund begründet der bekommt den glihenden der fran
ſchen Militagriſten in einer Weiſe zu fühlen, die ihn für
e Zeiten eine ſonderbare Vorſtellung von franzöſiſcher Ge-

digeigtet einprägt. Die deutſchen Chauviniſten können mit
diefen Zuſtänden ganz zufrieden ſein und e ſind es auch.
Den hört Aeußerungen wie: „Na, ſeht! Das iſt das revolu
ſonäre, das republikaniſche Frankreich die Kultuxnation, die

an ihren öffentlichen Gebäuden die Loſung Fretheit, Gletch
heit und Brüderlichkeit prangen hat! Die deutſchen Sozial
demokraten werden doch nun bald kuriert ſein von ihren
Verbrüderungsträumen?“ Und ſolchen Bemerkungen wird
in der Regel nicht widerſprochen. Wenn aber doch mal da
egen eingewandt wird, die deutſchen Militärs hätten in
rankreich ebenſo gehauſt, dann wird der Einwand damit

abgetan, das ſei im Kriege geweſen, jetzt aber ſei Frieden.
Wir Sozialdemokraten wiſſen ſehr wohl, daß die Zuſtände

im franzöſiſch beſetzten Gebiet, die Drangſalierungen der Be
völkerung, die politiſche Verfolgungswut, die ſich hauptſächlich
en die ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft richtet, und die

ingriffe in die deutſche Verwaltung, alles Blüten des Mili-
tarismus ſind. Das franzöſiſche Volk iſt dafür nicht verant

wortlich zu machen. Es iſt im Gegenteil zu beklagen, daß
ſeine Militariſten es noch weniger verſtehen als die ehemals
preußiſchen, ſich Sympathien zu erwerben. Da wir aber das
dringendſte Bedürfnis haben, mit dem franzöſiſchen Volke in
ehrlichen Frieden und in aufrichtiger Freundſchaft zu leben,
halten wir es für unſere Pflicht, den Chauvinismus diesſeits
und jenſeits des Rheins entgegenzutreten und die Zuſtände
zu bekämpfen, die geeignet ſind, neuen Haß- und Rache-
timmungen Nahrung zu geben.

Die Gerichtsbarkeit im franzöſiſch beſetzten Gebiete iſt,
o wie ſie iſt, keine 15 Jahre zu ertragen. Alle ehrlichen
Friedensfreunde müßten die Hand dazu bieten, hier zuerſt
deſormen durchführen zu helfen. Die militäriſchen Gerichte

müſſen verſchwinden. ie Rechtspflege r mindeſtens in
den Händen von Juriſten liegen. Von Berufsjuriſten! Den
deutſchen Gerichten muß eine Mitwirkung oder ein Kontroll-
recht in irgendeiner Form zugeſtanden werden.

Das Rechtsempfinden des deutſchen Volkes wird auch
andauernd aufs gröblichſte verletzt durch die Methoden des
franzöſiſchen Ermittlungsverfahrens.

Auf Denunziationen, S bloßen Verdacht und Ver-
e hin werden Deutſche feſtgenommen, tage- undwochenlang feſtgehalten, von rohen Pouigeigehilfen brutal

mißhandelt, beſchimpft, mit Füßen getreten, mit Fäuſten und
Klopfpeitſchen geſchlagen, um ſie damit man ein Delikt
habe! zum Widerſtand zu reizen oder um ſie zu einer
Ausſage zu bewegen. Man gibt ihnen tagelang nichts zu
eſſen, ja man gebraucht Daumſchrauben, um Geſtändniſſe zu
erpreſſen! Seit Jahr und Tag ſind der franzöſiſchen Be
ſatzungsbehörde die Unterlagen für dieſe Behauptungen an
die Hand gegeben worden, aber immer noch ſind dieſe Prak-
tiken in Uebung.

Ein Heer von Geheimagenten durchſtreift das franzöſiſch
beſetzte Gebiet und ſchnüffelt nach abfälligen Bemerkungen
iſg Doge die franzöſiſchen Truppen oder die franzö
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Deutſche ans Meſſer zu liefern, kommt es dieſen Subjekten
auch gar nicht darauf an, Aeußerungen zu verdrehen oder zuerfinden. Noch ſchlimmer ſind die Prodgtatenrte, die harm-

loſe, politiſch unerfahrene Leute direkt zum Vergehen ver
leiten. Und ſolche Provokateure ſind den Kriegsgerichten
vollgültige Wie viele Menſchen, wie viele Familien
ſind auf ſolche iſe unglücklich gemacht worden!

Wie man früher das ruſſiſche Regierungsſyſtem „Zaris-
mus gemildert und durch Meuchelmord“ charakteriſierte, ſo
kann man die Rechtspflege im beſetzten Gebiet als „fran-
le Militärjuſtiz gemildert durch Begnadigung“ bezeichnen.

n Zeit zu Zeit und von Fall zu Fall werden die „Ver-
brechen“ mit Straferlaſſen beglückt. Aber auch in dieſem
Verfahren, ſo ſehr es im Intereſſe der Leidenden zu begrüßen
und zur Korrektur leichtfertiger Urteile wünſchenswert iſt,
verkennen die franzöſiſchen Gewalthaber vollſtändig, daß
damit die unnötigerweiſe erzeugte Summe von Erbitterung
und Mißſtimmung kaum abgetragen wird.

Um ein leidliches Verhältnis zwiſchen Beſatzung und

niſten und Reaktionären ihr Handwerk nicht gar zu leicht
zu machen, iſt es erforderlich, daß die franzöſiſchen Genoſſen
mit uns Hand in Hand für eine Aenderung der Rechtspflege
und des Polizeiweſens im beſetzten Gebiete wirken.

Das Bleigewicht der Veſatzungskoſten.

London, 10. Januar Der Berliner Berichterſtatter der „Daily
Mail“ will aus amtlichen alliierten Kreiſen erfahren haben, daß
die Koſten der Aufrechterhaltung der verſchiedenen alliierten Be
ſatzungstruppen ſeit dem Waffenſtillſtand betragen: für das ameri-
kaniſche Heer: 263 474 170 Dollar, für das britiſche Heer:
51 900 890 Pfund Sterling, für das franzöſiſche Heer: 2 002 998 060
Franken, für das italieniſche Heer: 15 207 717 Lire, für das bel-
giſche Heer: 314 940 698 belgiſche Franken. Außer den in naturg,
erfolgten Lieferungen im Betrage von vielen Milliarden Mark habe
Deutſchand bisher in har fogende Summen gezahlt: für das ameri-
baniſche Heer: 608 Millionen Mark, für das britiſche Heer: 266
Millionen Mark, für das franzöſiſche Heer: 1427 841 000 Mark, für
das belgiſche Heer: 49 185 000 Mark. Ein Vergleich zeige, daß die
Unkoſten des amerikaniſchen Heeres im Verhältnis zu dem des
franzöſiſchen phantaſt ſch ſeien. Uebrigens betrügen nach neueſter
Schätzung amtlicher amerikaniſcher Perſönlichkeiten die Unkoſten
für das amerikaniſche Heer jetzt täglich 80 000 Dollar.

Die Taktik der Kommuniſten.
Einen klaren Einblick in das unverantwortliche Treiben

der Kommuniſten erhält man durch eine von der U. S. P.
und vom Gewerkſchaftskartell Leipzig und in
der „Leipziger Volkszeitung“ veröffentlichte rnung vor
kommuniſtiſchen Veranſtaltungen. Es heißt darin u. a.

Die VKPD. ruft ihre in ganz Deutſchland zu
einer Demonſtration gegen die Arbeitermorde von Flensburg
auf. Die Vertreter der VKPD. und KAPD. Leipzigs ſind an
uns herangetreten, um ſie darin zu unterſtützen. Dabei gab
ein Vertreter der KAPD. zu erkennen, daß die KAPD. Zu
ſammenſtöße mit der Staatsmacht nicht ungern ſieht, weil
ſie davon ein „Vorantreiben der Revolution erwartet. Die
Leute ſehen eben jeden Spektakel als ein Stück Revolution an.

Rieſige Gewinne erzielte die Aktiengeſellſchaft Tränkner
und Würker Nachf. in Leipzig, Juteabteilung, Lindenau,
Lützener Straße 1171, Planen- und Zeltabteilung, Lindenau,Hahnelſtrage 28. Nach dem Abſchluß vom 30. September be

trug der Betriebsgewinn 3 358 310 Mark gegen 653 284 Mark
im Vorjahr. Nach Abzug der Generalunkoſten, Zinſen uſw.
verbleibt einſchl. des vorjährigen Vortrages von 132 051
Mark ein Reingewinn von 1705 197 Mark gegen 276 782
Mark im Vorjahre. Das ſind 85 Prozent des zwei Millionen
Mark betragenden Aktienkapitäls. Es wird vorgeſchlagen,
von W nicht ausſchließlich aus Betrieb und Abſatz er-
ielten Gewinn zunächſt eine Million Mark zur Bildung von

rzugsaktien zu entnehmen und überdies noch eine weitere
Million Mark Vorzugsaktien zu begeben. Von den verblei-

Folitik. Um ſich als tüchtig zu erweiſen und recht viel

Bevölkerung herbeizuführen und um den deutſchen Chaupvi

Dividende verteilt, 350 000 Mark für Reparaturen zurück
n und 155 197 Mark auf neue Rechnung vorgetragen
werden.

Die Ausgabe von Vorzugsaktien (an die Stammaktien
natürlich!) geſchieht nux zu dem Zweck, um die Ausſchüttung
einer ſehr hohen Dividende zu verhindern. Der Gewinn
verbleibt aber den Aktionären. Man glaube nicht, daß dies
eine eantere3 iſt. Jnduſtrielle und Landwirte er-
zielen rieſige Ueberſchüſſe. Arbeiter und Beamte aber nagen
am Hungertuche.
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Parteinachrichten.

Der Aufftieg.
Genoſſe Franz Klühs, Redakteur des „Vorwärts“ hat dieſer

Tage unter dem obengenannten Titel einen Führer durch die Ge-
ſchichte der deutſchen Arbeiterbewegung im „Vorwärts“Verlag
erſcheinen laſſen. Das Buch entſpricht einem oft geäußerten und
fühlbar gewordenen Bedürfnis. Es will eine kurzgefaßte Ge-
ſchichte der deutſchen Arbeiterbewegung geben, die bisher in ſo
handlichem und jedem zugänglichem Format fehlte. Wer ſich als
Parteifunktionär oder in der Gewerlſchaft über die Geſchichte der
großen Bewegung unterrichten will, ohne daß er Zeit und Muſe
findet, ſich in größere Werke zu vertiefen, dem bietet der „Auf-
ſtieg“ einen zuverläſſigen Führer. Ausgehend von der Organi-
ſat.on der mittelalterlichen Handwerksgeſellen in ihren Brüder-
ſchaften ſchildert Klühs die mit der Jnduſtriealiſierung Deutſch
lands ſich entwickelnde ſelbſtändige Klaſſenbewegung der Arbeiter,

er ſtreift die Tätigkeit der vormärzlichen Geheimbünde, das Wirken
Weitlings und der Kommuniſten, beleuchtet das Werk von Marx,

Engels und Laſſalle und folgt dann der wechſelreichen Geſchichte
der Sozialdemokratie bis in die neueſten Tage. Auch die Ge
ſchichte der Gewerkſchaſten wird eingehend gewürdigt. Die große
Linie, der die Arbeiterbewegung folgt, bedeutet, wie der Ver
ſaſſer ſagt, trotz der Zerklüftung der Arbeiterparteien unſerer Tage
einen unverkennbaren Aufſtieg zu höheren Lebensformen. Der
Sozialismus hat der deutſchen Arbeiterbewegung von Anfang an
Richtung, Ziel und Jnhalt gegeben. Deshalb iſt ihre Geſchichte
gleichzeitig die des Sozialismus. Das Buch iſt zum Preiſe von
7,50 Mk. vom obengenannten Verlage zu beziehen.

2000 neue Abonnenten hat in den Werbewochen vor dem
1. Januar unſere Düſſeldorfer Parteizeitung die „Freie Preſſe“
gewonnen.
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Genoſſenſchaftlichezs.

Gegen den Warenhandel der Gewerk ſchaften und Vetriebsräte
Der Betriebsrat der Großeinkaufs- Geſellſchaft Deutſcher

Konſumvereine m. b. H., Abteilung Textil- und Schuhwaren,
Gröba, wendet ſich in einem längeren Schriftſtück gegen das Be
ſtreben vieler Unternehmer, durch die Beſchäftigung mit Waren-
handel die Betriebsräte von ihren eigentlichen Pflichten abzu
lenken und das Vertrauen der Kollegen zu ihnen zu erſchüttern.
Weiter macht der Betriebsrat Front gegen den Aufruf des All-
gemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes an die Ortsausſchüſſe
zur gewerkſchaftlichen Selbſthilfe und zur Errichtung einer Ver-
ſorgungsſtelle für Warenvermittlung. Er ſtellt feſt, daß ein der-
artiges Unternehmen den Gewerkſchaften den größten Schaden
bereiten müſſe, ſei für jeden einigermaßen mit dem Geſchäfts
leben Vertrauten ſelbſtverſtändlich. Wie zu den Betriebsräten,
ſo werde auch zu den Gewerkſchaften das Vertrauen durch die
Folgen ſolchen Vorgehens untergraben werdgn. Einem großen
Teil derer, die die Vermittlung in die Hand nehmen müßten, fehle
es vollſtändig an der geſchäftlichen Organiſation, um derartige
Geſchäfte auch nur einigermaßen ſo zu leiten, daß die Gewerk
ſchaft»mitglieder wirklich Vertrauen zu dem Unternehmen ge-
winnen könnten und der Erfolg geſichert ſei. Man rede zwar von
cinem Zuſammengehen mit etwa vorhandenen Konſumvereinen,
ſei ſich aber offenbar über die geſchäftlichen Schwierigkeiten, die
dieſen erwachſen würden, durchaus nicht klar Das für die Ge-
werkſchaften nach Anſicht des Betriebsrats auf jeden Fall ein-
tretende Fiasko werde natürlich auch ſofort auf die Konſum-
genoſſenſchaften wirken. Dieſe brauchten ſich der Sache nicht zu
entziehen, müßten ſich aber die größte Reſerve auferlegen. Die
Organiſierung der Verbraucherſchaft ſei Sache der Genoſſen-
ſchaften. Der Betriebsrat bittet die Betriebsräte aller Konſum

vereine, ihm zuzuſtimmen und in ſeinem Sinne zu arbeiten.

Aus Alle Welt.
Köln, 10. Januar. Bei einem Schadenfener umge

kommen. Einem in einer Schokoladenfabrik in Köln-Mülhein
ausgebrochenen Feuer iſt geſtern vormittag ein in dem Fabril
gebäude wohnender Angeſtellter der Fabrik mit Frau und Kind
zum Opfer gefallen.

Valencia, 10. Januar. Attentat.
neur am Freitag abend im Wagen das Theater verließ, gaben
etwa ein Dutzend Leute etwa 30 Revolverſhüſſe auf ihn ab, ohne
ihn zu treffen. Durch die Schüſſe wurde ein Poliziſt und ein Kind
ſchwer verletzt. Keiner der Angreifer konnte feſtgenommen werden.

Tirang. 8. Januar. Die ſchweren Folgen des Erd-
W in Albanien. Zu dem jüngſt gemeldeten Erdbeben

noch nachzutragen, daß die durch das Erdbeben angerichteten
erſtörungen bedeutend größer ſind als zuerſt angenommen wer-

den konnte. Der Erdſtoß war ſtark und kataſtrophal. Die ganze
Gegend von Tepeleni bis nach Albaſan iſt dem Erdboden faſt voll
kommen gleich gemacht worden. Bei Telpeleni hat es im Ge-
birge 2555 Einſtürze gegeben. Die Geſamtzahl der Verwundeten
beträgt die der Getöteten 80. 15 r ſind vollkommen ver
e und die Zahl der Obdachloſen beträgt über 30 000 Per-
onen. Die Regierung macht die größten Zmtagſprrgen, um dendringendſten Be ürfuſſſen der Betroffenen zur Hilfe zu kommen.

Buenos Aires, 7. Januar. 50 Arbeiter ertrunken
Hapas.) Ein Fahrzeug, in dem ſich etwa 100 ſtaatliche Arbeiter
efanden, iſt gekentert. Etwa 50 Arbeiter ertrankan.

Von der Blüte der Nation.
Die „Weltbühne“ veröffentlicht eine Koſtvrobe von Stu-

dentent oeſie, die ſich auf einem ſtillen Ort in der Staatsbibliothet
findet:

„Was iſt Deutſchlands höchſte Pflicht,
Will's noch lang im Staube wohnen?
Brot und Arbeit ſeinen Treuen,
Seinem Pöbel blaue Bohnen.“

Dazu machte ein anderer ebenſo ſauberer Burſche folgenden
Zuſatz:

„Wenn es euch an Kohlen mangselt,
Dann verbrennt Berliner Luden,
Werfet unter eure Keſſel

Proletarier und Juden. 3
Man muß ſchon ſagen, die ſogenannte Zukunft unſerer Na

tion“, die zukünftigen Richter, Staatsanwälte, Gebeimräte und
dergleichen Kulturträger mehr, haben die „humaniſtiſche Bildung

Als der Zivilgouver-

Prozent an den deutſchen Univerſitäten gründlich in ſich aufgenommen
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Jugendbewegung.
An alle Ortogruppen der ArbeiterJugend.

Es ergeht hiermit die Aufforderung an die ſäumigen Orks-
ztupven, umgehend den fälligen Quartalsbericht einzuſenden.

Desgleichen erſuchen wir ſämtliche Vereine, uns bis Freitag.
den 14. Januar, das Programm der Veranſtaltungen, der Woche
gom 15. e. Janugr, zuzuſenden, da wir dasſelbe dringend be

f nötigen Die Bezirksleitung.
Um das Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz

Seit Frühjahr 1920 iſt ein Entwurf des Reichsjugendwohl-
ahrtsgeſetzes fertiggeſtellt. Bis zur Stunde weiß aber noch nie-

mand, wann dieſer Entwurf endlich an den Reichstag gelangt
ind dort Geſetzeskraft erhält. Bei der großen Bedeutung des
Heſetzes für die geſamte Jugendwohlfahrt iſt aber ſchleunigſte
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Auf dieſe Eingabe R vom Reichsminſſter des Jnern unrerm Wer alſo glaubte4. Januar folgender Beſcheid eingegangen: wenden ſind, der wird e n n
„An der baldigen Verabſch edung des Reichsjugendwohlfahrts- ar unter einen Hut bringt, ſowe

geſetzes durch den Reichstag bin ich vom Standpunkte meines Zeiten von Hütten reden konnte. Es wäreReſſorts auf das Lebhaſiteſte intereſſiert und habe alle Schritte wenn man auch

tag zu gewährleiſſten. Soweit ich die Sachloge zur Jeit überſehen

die, die ja tatſächlich vor der hen
getan, um eine ſofortige Einbringung des Entwurfs in den Re'chs Grund der Geſindeordnüng Knechte im wahrſten Sinne desals Hausangeſtellte oder e eä 72

Sie ſind heute freie Staatsbürger genau wiekann, beſteht begründete Ausſicht, daß der Entwurf noch in dieſer die VBauern, denen ſie ihre Arbeitskraft zur Verfüguno enSeſſion an den Reichstag gelangt. Jn Vertretung gez. Schulz.“ müſſen. Sieneiht 1 fft man für z s Jahr zu Wei ſten

Demnach ſcheint begründete Hoffnung vorhanden zu ſein, daß die Bezeichnung nechtemarkt“ auch Zerbſt aus derwir in abſehbarer Zeit zu einem Reichsjugendwohlfahrtsgefetz Ziemlich 12 Monate bat man ja wohl noch Zeit veen.

28 990 Poſtkarten hat, wie rEine Schreibwü. ige.kommen werden. Wenn es nicht wieder anders kommt und es an berichtet wird, ein älteres Fr r. t dem
bei dem Verſprechen bleibt. an das Kölner Polizeirräſidium geſchrieben, um iStelle über eine ihr angeblich von nen Recie anwalt r

fügte Vermögensſchädigung von 63 Mark zu beſchweren. u
Poſtkarten waren laufend numeriert und hatten erheblich mehrVermiſchtes. als 63 Mark verſchlungen.

e

Verabſchiedung dringend geboten. Der Hauptvorſtand des Ver
l handes der Arbeiterjugendvereine Deutſchlands hat ſich darum in
n einer Eingabe vom 17. Dezember an den Reichstag und den Jmmer noch Knechte! Folgende Notiz erſchien in einer bür

u Reichsminiſter des Jnnern gewandt und darauf hingew'eſen, daß gerlichen Zeitung der Provinz: „Knechtemarkt. Das an Märkten 8
h an einer baldigen Beratung dieſes für das geſamte Volk äußerſt reiche Zerbſt beßtzt auch einen Knechtemarkt. der jeden dritten

wichtigen Geſetzes por allem auch die werktätige Jugend infolge Weihnachtstag ſtattfindet. Jn früher Morgenſtunde verſam-
h weln ſich Knechte, meiſt in großer Zabl, auf dem Markt in derihrer ſozielen Lage lebhaft intereſſiert iſt. Sie erwartet eine Be-R 4 der Ve her d ted Abſicht. ſich onwerben zu loſſen. Da die Arbeitskraft heute auch rſchleunigung der Verhandlungen über die Verabſchiedung im uf dem Lande höher im Werte ſteht, waren auch die vereinbar- r h rabe 7,

c Reichstag. ten Löhne bedeutend größer.“ kann.rn e -7 f Tecehnisehe T u. Boamte! u tadt-Theatei
a Am Mittwoch, den 12. Jauuar abends 8 Uhr findet im Gr. Saal en 14. a
4 In t I n f e 7 des MNicolaus, Nicolaiſtraße S le s Wo

i eine öffentliche Versammlung unm Erstes Kabarett Platze. 2 e ze, onm Täglieh der wozelſehe don an. Spioiplan Wegen neagie Noiiebohw.a g R Emma gort, x z ſpricht über: Techniker und Wiederaufbau. Freie Ausſprache. r4 Mi Sie Bee i e. Hanet Hocxz Bund der techn. Angestellten u. Beamten
Louise Gefssler W Ortsverwaltung Halle a. S.und die anderer vorzüglichen Kröfte. e e h Kaufgefuche

Konzert! erne lanne al

Grüne Heringe
schöno groese Fleche
Keine Sard ine v)

per Pfd. 3,60 Mark
heute frisch eingetroffen.

à Karl Pfeiffer
NeumarktF-ischhalle

Geiststrasse 33. Tel. 6658.

4 *77.

kramers Ronzerthaus, e Umpress- Hüte Iolbr Jiber
Delisſcherſt 2. r Täglich wesentlich billiser geworden

J Uekert für die Frühjahr u. Sommer-Saison

PlatinBruch,

Zahnagebiſſel!
alte Rünzenl e

kauft zu höchſten Preifen

Unsere Abteilung
Umpress- Anstalt

Um näh hüt e a
Umpreßh üte Vermiſchtes

für Damen und Herren
innerhaſb 8 bis 14 Tagen

in höchster Vollendung!

Hutfabriß Franz Zenk

solhadFürſtentul
Nobert Franzſtr. 10.

ſtark radinumb alt. Schmiedebg
Moor- u. medrziniſchen Bader

Dauerhafte

i 77 kleiner Berin 1- hrieſtaschen4 Bei Störungen u. Stockangen der Blutzirku inh lation Fedrarhen Si ſofort e die le Leipzigerstr. Ecke 53 1, i prima Leder
Jahren erprobten echt Merseburgerstr. 161.etsy 27 e Gegrundet 1910. ne itgge-te, beſchlennigte Wirkſamneit durch Dovpeii flaſchen extraſtark in Verbindung mit FrebarPulver H. Brasemann

4 oder FrebaroTee. Erhältlich in allen größeren Apo Lederwaren-Speriol-s e W S t u SS r t e Gerenettpots Apot e ar erſtr. 11; h t Unsere mpr u sind nur Schmeerstr. 19h e e i rege e J wesentileh billiger geworden! 2 2
lvert Achumann, Speer, das i s falſch, wenn0 Große Steine her. gris Ste n rSenaaivern d -GSvwvwweae s Gan J Laufdechen. FahrradtetlePHI RMACOPIA, Berlin C. 19, Wahſtraße X S o RA S e J r r

hein bftzichnarmeſade

a Weißenfels
Quarkverkauf.

Bon heute mittag Uhr ab 7 e Abgabe der 2. Quark
aiarke Verkagſ von Speiſeqark ſtatk. Auf jede Marke werden
200 Gramm zum Prerſe von Mk. abgegeben.Pe. old, 32251- 33 500

Die Abholung hat bis zum 12. 1. mittags zu erfolgen.
Weigtenfels, den 10. Januvar 1921.

Pfenn.gſparkaſſe der Stadt
Weißenfels.

In den Monaten Okisoer dis Dezember ſind an die
einzeinen Verzau sſtellen 1100 Marken der Pfennigſparkaſſe
im Gejamiwerte von 170 W. adgegeben, während ber der
Sparkaſſe in derreiben Zeit 1110 Marken im Geſamtwer e

n

Amtliche Bekanntmachungen. E. A. E.
Thüringer

Aprkosenmarmelade

Pllaumenmarmelade

Awbeermarmelade

Aufelmarmelade

Kirschmarmelade

Reineclaud arme
Stachelbeer-Harmel.

Vorzügliche echte

Knackwurst

i m rla. weilßes Schweineschmalz
feinste frische Margarine

köstl. Bufergeschmack. Weissentelser
HMarmeladeulahrit

g Ladenverkauk:S .—]00 5 Iüdenstrasse 27.»on 111 Ma, eingegangen und belegt ſind.
Indem wu.dies veröffenilichen emp ehlen wir die fernere

Benußung der Pfenni ſparkaſſe angelegentltchſt.

1. Bechtold. Herrmannsgarten 17,mahekt, Nach den Beſtimmungen der R. V. O. g 317/18 haben die I tgreenen euer
r h h h Arbeitgeber ihre Beſchäftigten binnen 3 Tagen nach Beginn und brauchen noch nicht
5. Pegtgold, Leipzigerſtraße 9 Ende der Beſchäftiqung an- und abzumelden ſowie in derſelben zu verzagen, bestellen
6. Siptig, Hoheſtaße 37, Zeit etwaige Lohnveränderungen anzumelden. Dieſe Vorſchriften Sie hof. Pränarote. Marke
J e e ehe werden ſehr häufig nicht beachtet, ſie können indeſſen mit Geld O Korgenfroiweißenſeig den 1. Jannar 1921. ſtrafe bis zu 300. Mk. beſtraft werden. Außerdem kann nach Preisliste mit vielen Denk-

Der Spakaſſenvorſtad. 8 531 die Zahlung des Ein und Fünffachen der rückſtändigen schreiven gegen Mk. l.
Beiträge auferlegt werden, was in der Regel dann in Frage kommt,Genehmigu zur Erhebung von Steuer wenn in den r J T z gemachi r nen Arrneee

d ermeidung ſolcher Strafen und der daraus entm das Rechnungsjahr 1020. ſtehenden Salernngen bringen wir hiermit dieſe Beſtimmungen in 99
Die von den ſtädtiſchen Körperſchaften zu Weißenfels Erinnerung.

z das Steuerjahr 1920 beſchloſſene Erhebung von
1897 Zuſchlag zur Grundſteuer (gleich 11 vom Tauſend
u S d eſener (gleich St vom der Vorſtand der Algemeinen Ortskrankenlaſſe Peikinbäufen

auſend des gemeinen Wertes),1067 ter zur Gewerbeſteuer L huſchfießnich der

eſonderen eher und800 u chlag zur Betriebs
ſt durch den Bezirksausſchuß in genehmigt worden.

W eißenfels nar 199

gez. Buchmann gez. Keil genossen und Leser i

Halle a. S., den 10. Januar 1921. ITTI
denen b. Störungd. Periode

Voreinsendung, General-

bitten wir W rm Warſhene e09

Beſchwerden
Zuſtellung der Volksz c u h Großeiſfe geſchaffen werden R

i m 77Zeurner Riedel
Iinhaber: Gebhardt vorm. Gottachaick

Teleph. 3830. HRLLE a. S. Teleph. 3830 gegt
Lelſprigerstr. 61/62, i. Hause d. Holl. Zeitung Eiſe

Entſch

Ausfüusführungen S
von elektriſchen Licht und Kraftaulagen S Sechze

billig und ſachgemäß
Karl Erge,

Büro für Elektrotechnik, n
Helitzſcherſtraße Nr. 19. 3

S Teleph. 1739
Zugelaſſen beim Elekteizitätswerk Halle. 8

Jalen Von
in ſämmtlichen

Woll- und Banmwollſtoffen, Vluſen,
Koſtümröcken, Kleidern, e danen

und Kinder Räntein,
bringt Jhnen rieſengr Wbenren und hat am
Montag, den 10. d.A. Sauer Nacht W. ſieh Undan,

Müc ein.

n
Ortsver

kündi
Soebeerſchien in Lnſedem Verlage

Abergangszett.
Ein Beitrag zur Aufklärung über die tieferel

Urſachen und Ziele der Repolntion.

Auszug ans Velamys „Gleichheit'.

Die Parabel vom vom Waſſerbecken.

wie Abergangszeit.
Das Buch der ünden.

Preis kartoniert Mk. 3. 5.50

De geniale Dichter und Sozialethiker Bellammy za
be eits in ſeinem im Jahre 1887 erſchienenen Buche

„Ein Rückblick aus dem Jahre 2000“ die Ang n de
Wet auf die o iate Umgeſtaltung der alten Geſellſchoſt
ordnung gerichtet. Jn der „Gleichheit“ führt er dam
ſeine prophetiſchen Gednnnen weiter aus, wodurch v
die die heitigen Wuren der Zeit micht verſtehenWogen der Ereigniſſe verſtändlich gemacht und der Sie

an eine beſſere Zukunft geſeſtigt wird. Beſonders di
ugend. der die Zukunft gehört, wird mit vielen
ntereſſe die vorausei enden Gedanken dieſes großen

WMenſchenfreundes verfolgen.

Buchhandlung Volksftimne

Große Alrich araße 27.
h ken et e e h St ghedeee 228 e e geeecee ketaeheteern

Familien Nachricht.
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Vachrul.
Am Sonntag, den 9 d. Mts., verschiedunser langjähriger Hesiniateur, Herr

Ktanlslaus SmlWelsht

Nahezu 40 Jahre hat er in seltener Treueseine Arbeltspſlichten zuverlässig und d.
erfüllt, bis were Krankbelft ihn zum Hus-
ruhen rwang.Wir en seiner sieis in Bonntamei re e

gedenken. ale 9Firma A. Sehnitze co iflunt
den
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Halle, Vienstag, 11. Januar 1921.

Pattel Angelegenheiten

Vorſtandsſizung. Heute (Dienstag), abends 7 Uhr bei Wils-
vorf, Karlſtr.

Arbeit end. Mittwoch abend 7 Uhr Mitgliederverſamm-
lung in „Wilsdorfs Geſellſchaftshaus. t

Achtung Parteimitglieder e! Kommenden Donnerstag,
abends 8 Uhr, in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus

Mitgliederverſammlung.

An die halliſchen Parteigenoſſen.
Zu der am Sonntag, den 16. Januar, ſtattfindenden Be

ntenkonferenz werden die auswärtigen Vertreter ſchon teilweiſe
Sonnabend eintreffen. Sämtliche Parteigenoſſen in Halle, die in
der Lage ſind einen Genoſſen zu beherbergen, bitten wir, ihre
e im Büro abzugeben, um den Bezirk erhebliche Koſten zu

aren.

Aus den 6hadtlrels.
Halle I. Januar 1921.

veſſentliche Stadiwerordnetenſitzung.

Montag, den 16. Jannar 1921.
Bte erſte Sitzung im neuen Jahre hatte ſich wieder ausgiebig

ait einer Frage zu beſchäftigen, welche zur drückenſten aller ſozia
ien Aufgaben gehört: Die Wohnungsfrage. Gleich zu Be
ginn der Sitzung trat Herr Stadtrat Fiſcher als Schützling des
in der letzten Zeit ſo hart angegriffenen Wohnungsamtes auf und
wies den Verdacht, daß Angeſtellte ſich Verfehlungen ſchuldig ge
nacht haben ſollen, energiſch zurück. Da wir in einem beſonderen
Artikel auf dieſe Sache eingehen, erübrigt ſich jetzt jedes Wort
darüber. Eine Wohnungsdebatte erhob ſich auf Grund der An
roge Brömme u. Gen.: Wie ſich der Magiſtrat die Räumung der

Lutherſchule denkt. Die Herren Bürgerlichen, die wohl alle in
ſchönen und bequemen Wohnungen ſitzen, hatten natürlich kein
deſonderes Jntereſſe an einer Debatte über die Wohnungskalami-
tät und ſtimmten gegen den Antrag auf Beſprechung der An
rage. Von unſerem Gen. Volbracht wurde mit Recht darauf
gerwieſen, daß die Kaſernen nun endlich einmal für Wohn-
zwecke hergerichtet werden ſollten. Deutſchland hat ſchon lange
bgerüſtet, aber bis jetzt werden die ehemaligen Wohnhäuſer der
Zoldaten leider immer noch nicht ſozialen Zwecken geopfert. Es
ſicht beinahe ſo aus als ob Schwere Gefahren bringt es mit
ich, wenn die Schulen zu Wohnungen benutzt werden, wie das
etzt in der Lutherſchule der Fall iſt. Die Volksſchulkinder, ohne-
gin unterernährt, werden natürlich in ihrer Geſundheit beein-
trächtigt, wenn ſie in ſchlecht gelüfteten Räumen Unterricht er-
halten. Die Sorgen der Eltern und Lehrer ſind durchaus ver
ſtändlich. Hoffentlich wird der Magiſtrat ſofort daran gehen, die
Kaſernen, welche frei werden, zu beſſeren Unterkünften für die
bedauernswerten Flüchtlingsfamilien auszugeſtalten, als wie die
Volksſchulen darſtellen.

Die Sitzung wird durch den Vorſteher Keil (Dem.) eröffnet,
der eine Reihe Eingaben bekannt gibt, was jedoch wiederum am
Preſſetiſch nicht verſtanden wird.

Vor Beginn der Verhandlungen wird der neue unbeſoldete
Stadtrat, Regierungsrat Dryander (Deutſchn.) eingeführt.
Ferner erhält noch Stadtrat Fiſcher das Wort zu einer Er-
klärung über die verſchiedenen Angriffe gegen das Wohnungsamt:
Wir gehen an anderer Stelle der „Volksſtimme“ darauf ausführ
lich ein.

Punkt 1 der Tagesordnung ſieht die Neuwahl des Por-
ſtandes vor. Da gegen den bisherigen Vorſtand keine Be-
denken vorgebracht werden, bleibt derſelbe beſtehen. Jn den
Ausſchuß für Deputations- und Ausſchußwahlen
werden die Stv. Herzfeld, Oterburg, Steinbrück,
Volbracht und Reiwand gewählt

Der Magiſtrat hat die Erhöhung der Kranken-
transportkoſten des ſtädtiſchen Krankenwagens von 10 Mk
auf 30 Mk. für Einheimiſche und auf 40 Mk. für Transporte von
und nach der Bahn beſchloſſen. Die Stadtverordneten-Verſamm
lung tritt dem Beſchluß bei.

Ausban des ſtädtiſchen Fuhramtes.

Mit dem im Rechnungsjahre 1920 geſchaffenen Teilfuhr-
amte ſind recht gute Erfahrungen gemacht worden. Die
Einnahmen ſind bedeutend höher, als vorgeſehen war; die im
Laufe des Jahres unvermeidl ch geweſenen Mehrausgaben können
um Teil davon gedeckt werden. Es empfiehlt ſich daher, ſchon
jetzt den weiteren Ausbau des Fuhramtes vorzu
nehmen, um nach und nach ſämtliche ſtädtiſche Fuhrleiſtungen über-
nehmen und die bis zum Jahresſchluſſe eintretenden Ueberſchrei-
rungen aus den Mehreinnahmen beſtreiten zu können. Der
Mag ſtrat hat deshalb die Aufnahme eines Darlehns zur weiteren
Anſchaffung von Zugtieren, Wagen und Geſchirren in Höhe von
200 000 Mark aus dem Subſtanzgelderfonds beſchloſſen. Die
StadtverordnetenVerſammlung ſtimmt dem Beſchluſſe zu.

Es wird weiter beſchloſſen, den Pflegeſatz für die
Wanderarbeitsſtätte rückwirkend vom 1. November 1920
ab von 3 Mark auf 4 Mark täglich zu erhöhen.

Der Magiſtrat hat beſchloſſen, den Wagenpark der Straßen
bahn zur Hälfte bei der Städte-Feuer-Soz.etät, zur anderen Hälfte
bei zwei Privat-Verſicherungs-Geſellſchaften gegen Feuers-
zefahr zu verſichern. Die jährliche Prämie würde insge
ſamt rund 17 000 Mk. betragen. Die erſte Rate wird im Etat für
1921 bereitgeſtellt. Die StadtverordnetenVerſammlung iſt mit
der Verſicherung einverſtanden.

Die Stelle des Stadtaſſiſtenzarztes und die Stelle des Polizei-
arztes beim Stadtgeſundheitsamt ſollen in Beamtenſtellen
umgewandelt werden und nach den Beſoldungsgrundſätzen für die
Bauinſpeltoren (Magiſtratsbauräte) und Magiſtratsaſſeſſoren
(Magſſtratsräte) zu beſolden, ſo daß die Einreihung der jüngeren
Kräfte in Gruppe X, die der erfahreneren und bewährten dagegen
in Gruppe XI erfolgt. Es wird ſo beſchlaſſen.

Die Rechnung der ſtädtiſchen Straßenbahn für das Rechnungs-
jahr 1910 ſchließt nach vorgelgtem Kaſſenabſckluß mit einem Fehl
betrage von 838 363,36 Mk. ab, der als Zuſchuß aus der Stadt
hauptkaſſe gedeckt worden iſt. Den Mehreinnabmen und Erxſpar
niſſen in Höhe von 907 806,50 Mk. ſtehen Mehrausgaben von
1769 76986 Mk. gegenüber, die unvermeidbar waren.

Die StadtverordnetenVerſammlung beſchließt, die Ueber
ſchreitungen der Straßenbahn in Höhe von 1 769 769,86 M. nach
träglich zu genehmigen und den zum Ausgleich der Jahresrechnung

Beilage zur Volksſtimme. 5. Jahrgang Nummer 9
1919 erforderlichen Zuſchuß von 838 363,36 Mk. aus Kap. IV 7
des Hauptetats 1919 zu bewilligen.

Ein Vergleich über Lieferung von Straßenbahnwagen
angenommen.

Jm Jahre 1918 ſind bei der Eiſenbahnverkehrsmittel-Geſell-
ſchaft in Wesmar 40 Straßenbahn Anhängewagen zum Preiſe von
rund 18 000 Mk. und 20 Motorwagen zum Preiſe von 23 000 Mk.
für das Stück beſtellt worden. Nach den Abmachungen waren
feſt e Preiſe vorgeſehen, die höchſtens einen Aufſchlag von 5 Pro
zent erfahren ſollten. Der unglückliche Ausgang des Krieges und
die Folgen der Entwicklung unſeres Wirtſchaftslebens machten es
der Eiſenbahnverkehrsmittel- Geſellſchaft jedoch un möglich, die
Wagen zu den ausbedungenen Vertragspreiſen herzuſtellen. Die
Preisbildung hat eine Entwicklung genommen, daß heute ein
Motorwagen etwa 149 000 Mk., ein Anhängewagen 100 000 Mk.
koſtet. Die Anhänger ſind inzwiſchen bereits geliefert, jedoch unter
dem Vorbehalt einer Preiserhöbung. Die Motorwagen dagegen
find noch nicht hergeſtellt, und die Eiſenbahnverkehrsmittel-Geſell
ſchaft in Wismar weigert ſich, die Wagen zu liefern, wenn
nicht eine erhebliche Preisänderung für al le Wagen auch für
die Anhänger eintritt. Die Motorwagen werden
aber dringend gebraucht. Die Jnſtandſetzung der alten,
kaum mehr verwendbaren Wagen verurſacht einen monatlichen
Koſtenaufwand von rund 70 000 Mark.

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts wäre die
Eiſenbahnverkehrsmittel- Geſellſchaft in Wismar durch die einge
tretenen Umſtände berechtigt geweſen, vom Vortrage zurückzutreten
und nicht zu liefern. Sie hat jedoch, ebenſo wie der Mag ſtrat,
ein erhebliches Jntezeſſe an der Errüllung des Vertrages; zur Liefe,
rung zu den ſ. Zt. vereinbarten Preiſen kann ſie aber nicht ge
zwungen werden. Jm Prozeßwege, der langwierig und koſtſpielig
ſein wärde, iſt zweifellos mit einer Erhöhung der Preiſe zu rechnen.

Die Eiſenbahnverkehrsmittel- Geſellſchaft in Wismar hat nun
einen Vergleichsvorſchlag gemacht.

Da im Prozeßwege nach langwierigen Verhandlungen ein
günſtigeres Ergebnis auf keinen Fall zu erzielen ſein wird, hat
der Magiſtrat dem Vergleichsvorſchlag mit einer Einſchränkung
zugeſt'mmt.

Von den Mehrkoſten können 709 000 Mk. bereiten Mitteln ent
nommen werden; der Reſt ſoll ebenſo wie die urſprüngkichen
Koſten Anleihemitteln entnommen werden. Jm Anleihe
programm ſind Mittel zur Beſchaffung neuer Straßenbahnwagen
vorgeſehen.

Vorſtehender Punkt der Tagesordnung führt zu einer aus-
gedehnten Debatte, in deren Verlauf Stv. Bowitzki (Kom.)
Angriffe gegen die Leitung der ſtädt. Straßenbahn richtet, weil
dieſe die Aufträge für Lieferung oon Straßenbahnwagen nicht an
hieſige Firmen vergeben hat, ſondern an eine auswärtige. Vom
Bürgermeiſter Seydel wird ihm erwidert, daß die fragliche
Firma in Wismar ſchnellere und billigere Herſtellung in Ausſicht
geſtellt hat, weshalb dieſe berückſichtigt wurde. Vom Stv. Balke
(Dem.) wird noch ausführlich auf die von verſchiedenen Seiten
geführte Kritik eingegangen. Zum Vergleichsvorſchlag führt er
aus: Ich halte dieſen Vergleichsvorſchlag für günſtig. Wenn wir
den Auftrag noch einmal ausſchreiben, würden die Motorwagen
nicht zwei, ſondern drei Millionen koſten. Außerdem würde ſich
die Lieferung erheblich verzögern, während die Wagen dringend
benötigt werden Vom Stv.- Vorſteher Keil (Dem.) wird dazu
noch bemerkt, daß die Rechtslage für uns ſehr ungünſtig ſteßt, wenn
wir dem Vergleich nicht zuſtimmen.

Die nunmehr vorgenommene Abſtimmung über den Vergleichs-
vorſchlag ergibt Annahme desſelben gegen die Stimmen der Kom-
muniſten.

Dem Geſuch des Vereins Jugendhilfe vom
29. Nov. 1920 den durch Poſition XXI C III 76 des Haushalts-
planes bewilligten Betrag von 20 000 Mk. um 10 000 auf
30 000 Mk. zu erhöhen und die dazu erforderlichen 10 000 Mk. auf
Kapitel XXIV, 14 zu übernehmen, wird entſprochen.

Alsdann werden eine Reihe Verſtärkungen zu den einzelnen
Kapiteln des Haushaltungsplanes bewilligt.

Jnfolge ungenügender BVelieferung von Gaskoks durch das
ſtädtiſche Gaswerk wird es notwendig, in den Heizungsanlagen der
Stodt den erheblich teuereren Hüttenkoks zu verwenden. Zur Be-
ſtreitung der Mehrausgaben werden vorläufig 250 000 Mk. aus
Kop. XXIV, 14 zur Verſtärkung der unter Kap. XV A III 4 a
verfügbaren Mittel bewilligt.

Ein Geſuch des Diakoniſſenhaufes um Zuweiſung von Grab-
ſtellen für den Schweſternfriedhof wird abgelehnt.

Das Geſuch der ſtändig Angeſtellten um Ge
haltsverbeſſerung wird dem Magiſtrat zur Berüchſichtigung
überwieſen.

Nach Schluß der Beſprechung über die vorliegende Tagesordnung richtet der Stadtv. Brömme (Komm.) folgende Srſeage
an den Magiſtrat: „Jſt dem Ma iſtrat bekannt, daß infolge derBelegung der Lutherſchule mit Fibhtinge große Unzufrieden-
heit herrſcht und, wenn nicht bald beſſere Verhältniſſe eintreten
ein Schulſtreik zu erwarten iſt? Was gedenkt er dagegen zu tun?

Stadtrat Fiſcher erklärt in ſeiner Antwort, daß der Ma-
giſtrat beſtrebt iſt, die Lutherſchule freizumachen, da aber unter
den Flüchtlingen ſehr viel Familien mit einer ſtarken Kinder-
zahl ſind, fällt es außerordentlich ſchwer, die nötigen Wohnungen
zu beſchaffen. Einen genauen Termin, wann die Schule geräumt
wird, kann er nicht angeben.

Auf Antrag des Gen. Volbracht wird gegen die Stimmen
der Bürgerlichen beſchloſſen, über h Punkt die Beſprechung
zu eröffnen. Genoſſe Volbracht: Es iſt in den letzten Tagen
eine Notiz durch die Preſſe gegangen wonach 183 Kaſernen
für Kommunalzwecke freigegeben werden ſollen. Es iſt
doch zu erwarten, daß wenigſtens eine der von den drei in Halle
vorhandenen Kaſernen für hnungszwecke zur Verfügung ge
ſtellt werden. Jch krag deshalb an, ob das geſchehen ſoll.

Genoſſe Wilke: Es könnte hier den Anſchein erwecken, als
wenn die Stelle, welche für die Beſchwerden der Schule in Frage
kommt, nicht ihre Schuldigkeit getan hätte. Jch kann aber ſagen,
daß der Schulausſchuß immer wieder an das Wohnungsamt her-
angetreten iſt, um dieſes zu veranlaſſen, daß die Schule geräumt
wird. Das Wohnungsamt hat uns aber Tatſachen entgegen
geſtellt, vor denen wir uns nicht verſchließen konnten. Eine drin-
gende Notwendigkeit, die Lutherſchule ſo ſchnell wie möglich zu
räumen, iſt vorhanden. Allein in geſundheitlicher Beziehung ſind
die Kinder ſchwer gefährdet und da die Tuberkuloſe außerordent-
lich graſſiert, müſſen alle Wege geprüft werden, um dem Verlan-
gen der Eltern und der Lehrer auf Räumung der Schule Rech-
nung tragen zu können.

Unterliegt vutter der zwangsbewirtſchaſtung
Von einwandfreier Seite wird uns nachſtehender ungeheuer-

liche Fall einer Butterſchiebu r welche unter Mitwiſſen
einer r eſchah. Die verantwortlichen BehördenWenn d S Se geggn ar

rückli ngewieſen. Eine ſofortige Unterſuchung der Angelegen-heit iſt wott iel
„Faſt allen dürfte wohl bekannt ſein, daß Butter der Zwangs
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men, da uns der Magiſtrat ab und zu mit 50 Gramm richtig
gehender Butter beglückt. Jedoch gibt es auch Leute, die dieſes
anſcheinend nicht wiſſen. Zu dieſem gehört auch der jetzt bei der
Ueberwachung des Güterbahnhofs Halle zur Bekämpfung von
Eiſenbahndiebſtählen tätige Zugführer W. (W. war vorher bei
der von der Eiſenbahn- Direktion Halle zur Bekämpfung des
Schleichhandels eingerichteten Schleichhandels- Kommiſſion
tätig.) Am 6. 1. 21 zwiſchen 5-6 Uhr nachmittags wurden von
einem Eiſenbahner, anſcheinend Ueberwachungsbedienſteten, vier
Mann mit ſchwerem Gepäck auf verbotenem Wege angehalten und
nach dem Jnhalt befragt. Nach einiger Zeit erſchien nun der
Herr Zugführer W. und ſtellte den Jnhalt feſt und ſiehe da, was
kam zum Vorſchein ſchöne, gelbe Butter nach eigener An
gabe 60 Pfund. Man hätte nun annehmen müſſen, der Herr
W. würde die Butter beſchlagnahmen, weit gefehlt. Jnzwiſchen
war der rechtmäßige Beſitzer der Butter, der Schaffner Krauſe, von
einem der vier herbeigeholt worden, einige Worte mit Herr W.
genügten und ſchon konnte Krauſe ſamt ſeinen Getreuen mit der
Butter abziehen.

Jch frage: Jſt dem Herrn W. nicht bekannt, daß Butter der
Zwangsbewirtſchaftung unterliegt oder waren dem Herrn W. der
oder die Empfänger bekannt und wagte er deshalb nicht vorzu
gehen? Und was ſagt die Eiſenbahn- Direktion dazu?“ ril.

das Wohnungsamt meldet ſich,
Seit dem Tage. an dem wir unſern Artikel „Praktiken des

Wohnungsamtes“ veröffentlichten, ſind drei Wochen dahingegangen,
ohne daß wir unſeren Leſern eine bündige Erklärung vom Woh
nungsamte über den eigenartigen Fall mit Herrn Sürth vermitteln
konnten. Geſtern hatte nun Herr Stadtrat Fiſcher als Dezer-
nent für das Wohnungsweſen in der Stadtvperordnetenverſammlung
zu der Angelegenheit das Wort ergriffen. Da uns außerdem noch
das Wohnungsamt eine Entgegnung Zu dem von Herrn Profeſſor
Dr. Buchholz in der Preſſe unternommenen Feldzug gegen das
Wohnungsamt“ wie der Titel lautet, ſendet, wollen wir das
Weſentliche daraus bringen. Jn der Zuſchrift vom Wohnungsamt
heißt es:

„Es iſt unrichtig, daß das Wohnungsamt Herrn Adolf Sürth,
Direktor der Wach- und Schließgeſellſchaft, Landwehrſtraße 25,
innerhalb 7 Monaten 3 Wohnungen zugewieſen hat.“

Als Tatſache geht aber aus der Entgegnung hervor, daß Herr
Sürth eine Wohnung zugewieſen erhielt, die er nicht bezog, ſondern
für ſeine ſich damals in Lugano befindliche kranke Ehefrau bereit
hielt, wenn dieſe plötzlich zurücktehren ſollte. Bezog er dann
dieſe, ſo wollte er eine kleinere Wohnung frei machen. Das Woh
wungsamt bemerkt hierzu

„Es mußte alſo dem Wohnungsamt, für welches die Ver-
einigung der ideal- ſozialen mit den allgemein praktiſchen Geſichts-
punkten durchaus das Gebot der Stunde iſt, an einem Reflektanten
gelegen ſein, der bezüglich des Preiſes überhaupt keine Grenze
fetzte, der dabei ſeiner Familiengröße wegen die Familie
Sürth zählt 7 Köpfe auch für eine größere Wohnung
in Betracht kam und der was das Ausſchlaggebende war im
Augenblick, in dem er dieſe teure Wohnung im Tauſchwege erhielt,
fofort eine kleinere und verhältnismäßig billige Wohnung die
in der Marienſtraze belegene koſtete nur 1490 Mk. für die na
türlich lebhafte Nachfrage war, freimachte. Die Jntereſſen des
Wohnungsamtes waren mit denen Sürths identiſch, weshalb auf
ſeine Wünſche eingegengen werden konnte.“

Weiter wird gefagt, daß die fragliche Wohnung nicht einen
Monat, ſondern nur 14 Tage leerſtand.

Aus dem Schreiben iſt ferner zu erſehen, daß die Anklage des
Herrn Profeſſor Buchholz gegen das Wohnungsamt ſcheinbar nur
perſönlichen Motioen entſprungen ijt, nicht aber der Sorge um das
Gemeinwohl. Jae, daß er ſelbſt nicht gerade in Wohnungsmiet-
achen rein wie ein Engel daſteht. Denn das Wohnungsamt
ſchreibt:

„Die vorgebliche Fürſorge des Herrn Profeſſor Buch holgz
für die „hunderte, ja tauſende von Wohnungsſuchenden“ erfährt
aber eine heſondere Beleuchtung dadurch, daß er, als kurze Zeit
die Abſicht beſtand, eine Wohnung bei ihm aufzuteilen und meh-
reren Familien damit Wohnung zu geben der Plan erwies
ſich aus allgemeinen Zweckmäßigkeitsgründen und wegen der
hohen Koſten ſchließlich als unausführbar gegen dieſe „Parzel
lierung“ lebhaften Widerſpruch erhob, weil ſie das Haus
entwerten und den Geſamtmietpreis erheblich reduzieren
müſſe. Die ſeiner Schwiegermutter als Hausbefſitzerin zugeſchick
ten Wohnungsreflektanten pflegte er im ESrdgeſchoß abzufangen
und in ihren Behauſungen aufzuſuchen, um ſie in ſeinem Sinne
beeinfluſſen und auf ſeine Seite ziehen zu können. Wiederholt
wurde Herrn Buchholz klar zu machen verſucht, daß das Woh
nungsamt in der fraglichen Angelegenheit mit ihm überhaupt nicht
zu verhandeln habe, ſondern nur mit der allein verfügungsberech
tigten Beſitzerin Frau Engelmann, was er aber entweder nicht
begriff oder nicht begreifen wollte. Die Direktorin des Amtes,
Frl. Dr. Lange, hatte wiederholt Weiſung erteilt, ihn nicht mehr
vorzulaſſen, doch verſtand er es unter allerlei Vorwänden, ſich
immer wieder Eingang zu verſchaffen.“

Da uns die anderen weitichweifigen Erörterungen nicht
intereſſieren, geben wir nur noch das für den Fall Sürth-Buch-
holz aus der Entgegnung in Frage kommende wieder:

„Es iſt unrichtig, daß, wie Herr Profeſſor Buchholz meint,
eine Unterſuchung der von ihm behaupteten Unregelmäßigkeiten
im Wohnungsamt notwendig geweſen, oder ſeitens des Woh
nungsamtes oder Magiſtrats abgelehnt worden ſeien. Eine
Unterſuchung erübrigte ſich überhaupt, da die Tatſachen, wie vor
ſtehend mitgeteilt, vollkommen klar lagen und nicht die geringſte
Veranlaſſung beſtand, gegen die von ihm beſonders angegriffenen
Beamtiganen, Frl. Claſen und Wilinzig, vorzugehen. Wenn aber
Herr Buchholz mit der ihm dabei gewordenen Erklärung ſich
nicht beruhigt, ſondern weiter auf ſeiner vorgefaßten Meinung.
der „Schiebung“ und „Urkundenfälſchung“ beharrt hat, ſo war es
felbſtverſtändliche Pflicht des Wohnungsamtes und des Magi
ſtrats, ſchon um die Amtsehre der angegriffenen Beamtinnen wie-
der herzuſtellen, ſich an anderer Stelle mit Herrn Buchholz aus
einanderzuſetzen.“

„Es iſt unrichtig, daß „die Stadt mit ihrer Klage gegen
Herrn Profeſſor Buchholz abgewieſen ſei und ſich die volle Richtig
keit der von Herrn Buchholz erhobenen Beſchuldigungen ergeben
hätte. Es hat vielmehr eine gerichtliche Verhandlung überhaupt
noch nicht ſtattgefunden der Oberſtaatsanwalt in
Halle hat es nach völlig unzureichender Aufklärung (vernommen
ſind uneidlich nur Frau Dr. Apitzſch, Herr Prager und Herr
Sürth) lediglich abgelehnt, die öffentliche Anklage wegen Be
leidigung zu erheben, weil dem Beſchuldigten der Schutz des H 193bewirhHaftung Anterliegt, wenigſteng müßte man dieſes anneh (Wahrung berechtigter Intereſen) gaznbilligen je und des
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Generaſtaatsanwalt in Raumpurg ſſt dieſem Veſcheioe beige
treten. Aus der Begründung des ablehnenden Beſcheides geht
aber mit Deutlichkeit hervor, daß der Oberſtaatsanwalt die ent
ſcheidende Tatſache, daß Buchholz nicht Beſitzer, ſondern nur
Bewohner des Hauſes Neuwerk 6 iſt, überſieht und mit hier-
durch zur Ablehnung gelangt.“
„eEs iſt unrichtig, daß weibliche Beamte des Wohnungsamtes
in der in Rede ſtehenden Angelegenheit eine ausſchlaggebende
Rolle geſpielt hätten und dort überhaupt in zu großer Anzaht
beſchäftigt ſeien. Die entſcheidende, von Herrn Buchholz als
„Schiebung“ bezeichnete Handlung, die Bewilligung des Woh-
nungstauſchgeſuchs des Herrn Sürth, iſt von einem männlichen
Beamten und zwar von dem Büroleiter, Herrn Oberſtadtſekretär
Kraemer, erteilt worden. Die beſonders angegriffenen Be-
amtinnen, Frl. Claſen und Wilinzig, ſind lediglich ausführende
Organe dieſer Bewilligung geweſen. Damit entfallen ſämtliche
von Buchholz als „Weiberregiment“ zuſammengefaßten Behaup-
tungen und Schlußfolgerungen. Daß das Wohnungsamt an ſich
und als ſoziale Einrichtung der Mitarbeit der Frauen nicht ent
vaten kann, bedarf keines Nachweiſes.“

„Es iſt unrichtig, daß die Jntereſſen der Allgemeinheit durch
das Wohnungsamt im Falle Sürth verletzt worden wären und
daß ſich Herr Buchholz ein Verdienſt um ſeine Aufdeckung er
worben hätte. Aus den vorſtehend ausführlich dargelegten Um
worben hätte. Eine gerichtliche Feſtſtellung der Vorgänge ſoll
trotzdem weiter erſtrebt werden.“

Wir ſchließen nunmehr die Akten über dieſen Fall und hoffen,
daß das Wohnungsamt künftig ebenſoviel Verſtändnis für die
Nöte der kleinen Leute hat, wie in jenem Fall für einen Begüter-
ten. Sollte das Gericht zu anderen Ergebniſſen als hier dargelegt
kommen, ſo werden wir unſere Leſer davon unterrichten.

Wie entſteht das Milliardendeſizit bei der Eiſenbahn
Von zuſtändiger Seite wird uns geſchrieben:
Kein Ende nehmen die Klagen der Eiſenbahner in der Werk

datt ſowohl wie in den betrieblichen und ſtationären Anlagen.
Alle Hinweiſe der Betriebsräte haben wenig oder gar nichts an
den nun einmal nicht mehr zu leugnenden Misßſtänden und der
damit verbundenen Defizitwirtſchaft geändert. Verſprechungen
der Verwaltung, daß nichts unverſucht geblieben iſt um dieſelben
m beſeitigen, indem die Haupt-, Neben- und Betriebswerkſtätten
noderniſiert werden ſollen, iſt alles, aber auch alles geweſen.
Der allgewaltige Fach miniſter Gröner ſcheint für der
artige Zuſtände in ſeinem „Fach“ eben beſondere Kenntniſſe zu
beſitzen. Es wäre angebracht, dem Herrn Gröner das hier Nieder-
gelegte verſönlich zu übermitteln. Eine Beſichtigung, wie kürzlich
in Kaſſel an Ort und Stelle, würde trotz der damit verbundenen
Unannehmlichkeiten vielleicht Klarheit in ſeinen Reſſorts ſchaffen.
Aus der Betriebswertſtatt Halle wird folgendes gemeldet:

Jn der Keſſelanlage der Gasanſtalt, welche dieſer Dienſt-
ſtelle zugeteilt iſt, liegen 2 Dampfkeſſel mit Treprenroſtfeuerung,
welche dazu beſtimmt ſind, die Gas und Luftkompreſſoren in Be
trieb zu ſetzen. Es iſt außerdem eine Dampfheizung angeſchloſ
en, welche die Kaffeeküche, Büroräume, Dreherei, Waſch und
lmkleideräume zu heizen hat. Die Dampfheizung iſt, trotzdem

die Keſſel ſtändig abwechſelnd im Betrieb ſind, gleich Rull. Die
Schuld daran trägt der für die Keſſelanlage vorhandene, zu nied-
rige Schornſtein. Alſo ungenügender Zug. Trotzdem der Ver-
waltung dieſe unhaltbaren Zuſtände bekannt ſind, iſt man zu
einem Aufbau des Schornſteines noch nicht geſchritten. Um nun
dieſe Gasanſtalt betriebsfähig erhalten zu können, wählt man
einen andern, für die betriebstechniſchen Kenntniſſe geradezu be
zeichnenden Weg.

Es wurde im Lokomotivſchuppen II eine Lokomotive ange-
ſchloſſen, welche durch Rohrleitung mit der Gasanſtalt verbun-
den iſt und nun von hier aus mit nachhelfen muß. Hierdurch er
hält man wohl die Gasanſtalt betriebsfähig, aber es reicht
noch lange nicht aus, um den ganzen Betrieb heizen zu können.
Jedoch man weiß ſich zu helfen. Es wird zeitweiſe noch eine
zweite Lokomotive angeſchloſſen, welche nun die Heizung mit
übernehmen muß. Daher der Ruf nach mehr Lokomotiven.)

Dieſe Tatſachen reichen Jahre lang zurück und ſind der Ver-
waltung bekannt. Wer deckt den dadurch bedingten jahrelangen
Mehrverbrauch an Kohle, Material uſw., wenn eine genügende
Gegenleiſtung nicht erzielt wird? Der in der Gasanſtalt vorhan-
dene Luftkompreſſor reicht nicht mehr aus, um die Preßluft, welche
zum Reinigen der Siederohre gebraucht wird, herzuſtellen. Ein
zweiter Kompreſſor wird angeſchafft. Doch wohin mit der abſo-
lut notwendigen Einrichtung. Drei Monate lag derſelbe mit einer
Plane zugedeckt auf dem Hofe. Jhm geht es wie einem zu Un-
recht Verurteilten, er harrt der da kommenden Dinge.

Noch unverantwortlicher iſt es, daß 6 Stück 8. 10 Lokomotiven
mit kupfernen Feuerbuchſen ſeit 5 Monaten vollſtändig gebrauchs-
unfähig allen Witerungseinflüſſen ausgeſetzt, auf einem Gleis
außerhalb des Schuppens 7 An ihrer Stelle verwendet man
Lokomotiven mit eiſernen Feuerbuchſen, welche nun natürlich
über Gebühr in Anſpruch genommen werden. Bekanntlich ſind
aber eiſerne Feuerbuchſen weniger w ä und erhöhen
den Reparaturſtand erheblich. Außerdem tritt dadurch eine für
den Zugverkehr unzweifelhafte Verminderung der Umlaufzeit ein.
(Daher keine Kohle, Kartofſeln uſw.)

Auch in hygieniſcher Hinſicht herrſchen die troſtloſen Zu
ſtände. Die in Lok.-Schuppen II VI angebrachten Rauchfänge
ſind total ab gewirtſchaftet. Die Folge davon iſt, daß die dort
Beſchäftigten zeitweiſe ins Freie flüchten müſſen, um nicht zu er-
ſticken. Die Heizanlagen, welche eingerichtet ſind, die Lokomo-
tiven vor dem Einfrieren zu ſchützen, ſind vollſtändig unbrauchbar.
Jm Lok.-Schuppen VI fehlen die den Bedienſteten geſetzlich zu-
ſtehenden Aufenthalts- und Umkleideräume. Ein Zuſtand, der
unlauteren Elementen zum Diebſtahl Tor und Tür öffnet. (Be-
kanntlich iſt der Arbeitgeber bei derartigen Diebſtählen haftbar.)

Die Verwaltung ſcheint allerdings für die Beſeitigung der-
artiger Uebelſtände kein beſonderes Jntereſſe zu haben. Man
widmet ſich viel lieber dem Bau von Brutanſtalten und Ziegen-
farmen. (Schlettau.) JHier zeigt ſich in aller Deutlichkeit, daß, wenn auch die Preiſe
für Rohmaterialien uſw. nicht verkannt werden ſollen, die Lei-
tung endlich fachmänniſch techniſch und
kaufmänniſch geregelt werden muß.

Vielleicht begründet der Herr Reichsverkehrsminiſter die Ab
lehnung der Eiſenbahner- Forderungen mit dem ungeheuren De-
fizit der Reichsbahnen. Ueber das Entſtehen desſelben dürften
iedoch hen Angaben vielleicht auch den Fernſtehenden
etwas Aufſchluß geben.

Volkshochſchule Halle.

Die Vorträge und Lehrgänge beginnen Montag, den 17. Jan.
t921. Der Kartenverkauf wird Donnerstag, den 13. Jan. 1921
eröffnet. Eintrittskarten und Programme werden im Büro der
Schulverwaltung, Rathausſtraße J, Eingang Kl. Steinſtraße,
abgegeben. Dienſtſtunden von 9--4 Uhr.

Jm Zeitabſchnitt Januar März 1921 finden folgende Vor
leſungen und Lehrgänge ſtatt:

1. Ausgewählte Kapitel aus dem Gebiete der Photographie.
a) Photographiſcher Arbeitsunterricht für Anſänger;
b) Photographiſcher Arbeitsunterricht für Fortgeſchrittene.
Lektor Dr. Conrad.

2. Grundlehren der Hygiene. Dr. med. Zeiß.
Z. Die Geſchichte der deutſchen Literatur. Studienrat Franke.
4. Heinrich von Kleiſt. Studienrat Haas.
5. Klaſſiſche und moderne Balladen. Lektor Dr. Wittſack.
6. Einführungskurſus in die franzöſiſche Sprache (Fortſetzung).

7. Lehrgang in der ſranzöſiſchen Sprache (Fortgeſchrittene).
Studienrat Tönnigs.,

8. Einführungslurſus in die engliſche Sprache (Fortſetzung).
Studienrat Koch.

9. Lehrgang in der engliſchen Sprache (Fortgeſchrittene). Frl.
Studienrat Kwaſt.

10. Einführungslurſus in die ruſſiſche Sprache (Fortſetzung).
Profeſſor Dr. Lezius

11. Sazialverſicherung. Teil T. Krankenverſicherung und Reichs-
militär-Verſorgungsgeſetz. Arbeiterſekretär Grahow.

12 Das Seelenleben des Kindes. Teil I. Das Vorſtellungsleben
des Kindes. Studiendireltor Baltzer.

13. Lebenserhöhung und Lebensvertiefung als Grundlage des
Gemeinſchaftsleben. Teil J. Der Pflichtkreis des Menſchen.
Der Menſch und die Jdeale. Rektor Splett.

14. Einführung in die Kantſche Ethik. Univerſitätsprofeſſor
Dr. Menzer.

Das Reſultat der Gewerbegerichtswahlen.

Bei der am Sonntag ſtattgefundenen Wahl der Gewerbe
ichtsbeiſitzer entfielen auf die freigewerkſchaftliche Liſte der

rbeitgeber vertreter 1 Sitz, auf die Mirgerli e Liſte
29 Sitze. Die Wahl der h e di e reter err äte für die freien Gewerkſchaften 28, für die Gelben 2 Man-

e.

Wichtiges zum Poſtpaketverktehr. Jn den Kreiſen des
Publikums beſteht vielfach Unklarheit darüber, welche
Beſtimmungen für die Verſendung von Poſtpaketen unter
Wertangabe gelten und wie die Poſtverwaltung für Wert-
pakete haftet. Nach der Poſtordnung müſſen Pakete je nach
ihrem Umfang und Jnhalt ſowie nach der Länge der Be-
ſförderungsſtrecke haltbar und ſicher verpackt werden. Für
Sendungen bis zum Gewicht von drei Kilogramm genügt
die Regel, ſo weit ihr Jnhalt nicht von bedeutendem Wert
iſt. eine Hülle von Packpapier mit feſter Perſchnürung. Schwe
rere Eegenſtände müſſen in mehrfache Umſchläge von gutem
Packpapier gehüllt werden. Sendungen von bedeutendem Wert
ſind je nach ihrem Jnhalt, Umfang und Gewicht in
Pappe, Wachsleinwand oder Kiſten zu verpacken. Der

erſchluß iſt bei allen Paketen ſo einzurichten, daß ohne Deff
nung oder Beſchädigung des Verſchluſſes dem Jnhalt nicht
beizukommen iſt. Bei gewöhnlichen Paketen und bei Wert-
paketen bis 500 Mark kann der Verſchluß durch eine gut-
geknotete Verſchnürung oder, wenn die Hülle aus Packpapier
beſteht, mit gutem Klebsſtoff oder mit Siegelmarken hergeſtellt
werden. Verſieglung iſt nicht nötig und nicht zweckmäßig.
Der Wert iſt bei dieſen Wertpaketen nicht auf der Sendung,
ſondern nur der Paſe. karte anzu eben Wertpakee von mehr
als 500 Mark müſſen verſiegelt werden, ferner iſt der Wert
ſowohl auf dem Paket als auch auf der Paketkarte anzugeben.
Für Sendungen, die bares Geld enthalten, gelten bei höheren
Wertangaben zur Sicherung des Jnhalts beſondere Ver-
packungsvorſchriften. Die Haftung der Poſt im innerdeutſchen
iſt die Poſtverwaltung nur dann von einer Haftung
befreit, wenn der Schaden auf unabwendbare
Folgen eines Naturergniſſes zurückzuführen iſt.
Aber auch dieſer Grund für die Ausſch.ießung der Haft-
pflicht erfährt noch eine Einſchränkung, denn die Poſt kann
ſich auf das Naturereignis (Erdrutſch, Blitzſchlag, Ueberſchwem
mung uſw.) nur berufen, wenn die ſchädigenden Folgen des
Naturereigniſſes, ſofern die Pakete auf der Eiſenbahn, dem
gewöhnlich von der Poſt benutzten Beförderungswege, beför
dert worden ſind, auch für die Eiſenbahn unabwendbar waren.
Die Poſt kann ſich nicht darauf beſchränken, nachzuweiſen,
daß nur für ſie die Folgen des Naturereigniſſes unab-
wendbar waren. Jn allen übrigen Fällen des Ver-
luſtes oder der Beſchädigung von Wertpaketen,
alſo auch für Schäden, die durch höhere Gewalt entſtehen,
leiſtet die Poſt Erſatz. Nur im außerdeutſchen Verkehr iſt
nach den internationalen Abkommen der Anſpruch auf Scha-
denerſatz ausgeſchloſſen, wenn der Verluſt uſw. durch höhere
Gewalt herbeigeführt worden iſt. Bei Bemeſſung des Scha-
denerſatzes für Wertpakete wird der Betrag der Wertangabe
mit der Maßgabe zugrunde gelegt, daß ſofern die Wertangabe
den gemeinen Wert der Sache überſteigt, nur dieſer erſetzt
wird. Bei der Feſtſtellung des gemeinen Wertes wird jetzt
allgemein ein üblicher und angemeſſener Unternehmergewinn
berückſichtigt. Die Beſtimmungen der Poſtverwaltung dürf-
ten den Anforderungen des Verkehrs und billigen Anſprüchen
der Verſender gerecht werden. Es iſt daher nicht nötig und
für den Abſender für die Regel nicht zweckmäßig, daß er ſich
der privaten Wertverſicherung bedient. Denn die Pakete, die
bei der Poſt ohne Wertangabe aufgeliefert und bei einer
Privatgeſellſchaft verſichert ſind, werden im Poſtbetrieb ledig-
lich als gewöhnliche Pakete behandelt. Der Abſender hat
alſo bei der Poſtbeförderung nicht die Sicherungen, vie die
Verſendung als Wertpaket bietet.

Die rumäniſche Poſtverwaltung bat den Paketverkehr einge-
ſtellt. Poſtpakete nach Rumänien können daher von den Poſt
anſtalten bis auf weiteres nicht zur Beförderung angenommen
werden.

VerkehrsVerein Halle, E. B. Jn der letzten Vorſtandsſitzung
wurde berichtet, daß der vorige Vorſtand zwei einer großen
z von Petenten der Kreiſe Halle und Bitterfeld über Ein-
egung eines Zuges von Halle 73 Bitterfeld und

eines zweiten von Wittenberg- Gräfenhainichen nach Bitterfeld
dringend befürwortet und der maßgebenden Stelle weitergereicht
habe. Der erſte ſoll früh 7 Uhr nach Bitterfeld abgehen und ca.
s00 Schulkinder und an 200 Beamte und Arbeiter aus der Um-
gebung nach Bitterfeld zu befördern. Jetzt muß der Zug 5.38 Uhr
ab Halle benutzt werden. Der andere ſoll ſo gelegt werden, daß er
724 Uhr in Bitterfeld eintrifft. Es kommen für letzteren 100

und gegen 100 andere Fahrgäſte in Frage. Da die
ulen und die Arbeitszeit erſt um 8 Uhr beginnt, rechtfertigen

ſich die Wünſche der Petenten. Der neue Führer durch
alle wird in Kürze ausgegeben. Eine neue Verkaufsſtelle des

elben wird in den Verkaufspavillon Moſt am Riebeckplatz einge
richtet, auch wird dafelbſt das Reichskursbuch gesfel t werden.
Dem von einer Seite angeregten periodiſchen Wechſel Sitzes,
des Bundesvorſtandes, der deutſchen Verkehrs-Vereine konnte t
zugeſtimmt werden. Der Vorſtand des Bundes, der ſeit der Grün
dung ſeinen Sitz in einzig hat, iſt außerordentlich gut eingear-
beitet und hat für die allgemeinen Verkehrsintereſſen ſo gut ge
wirkt, daß man keine Veranlaſſung hat, den Sitz periodiſch zuwechſeln. Der Vorſtand ſtellte ſich in dieſer Hinſicht vollſtändig
auf den Standpunkt des Geſchäftsführenden Vorſtandes in
Leipzig.

Deutſcher Metallarbeiter Verband. Jn dem geſtrigen Ver-
ſammlungsbericht hat ſich ein ſinnentſtellender Druckfehler ein
geſchlichen. Statt Schwierigkeiten der ſozialiſtiſchen Preſſe muß
es heißen „Schmierfinken der ſozialiſtiſchen Preſſe“. Anlaß
zu dieſer Bemerkung des Bevollmächtigten war, weil in einem
früheren Verſammlungsbericht der Volksſtimme einmal von ſeiner
„kommuniſtiſchen ſimplen Auffaſſung“ die Rede war. Da mußte
natürlich die oben genannte klotzige Beleidigung zurückgewieſen
werden.

in Riler n r en. SofortArtillerie

Ueber Technrrer und Wievercruſbay der Vorſthewe der

A ä Berlin) ir c. 7

Saale des „RNikolaus“, N indet. te genetigaſigen iſt W ſag aller
Kollegen erforderlich.

Stadttheater. Der Dichterko iſt Profeſſor Franz Schreker
wird der Aufführung ſeiner Oper Gezeichneten heute Diens

abend 755 Uhr perſönlich beiwohnen. Mittwoch, abends
8 Uhr, wird „Das Wandbild“ zum letzten Male gegeben. Vor

Neue Serie plaſtiſcher Kigrig ttebohm. Amnnerstag wird der Hllu kla W piel der Welt
literatur“ mit der Erſtaufführung von c trata“, Komödie von
Ariſtophanes, eröffnet. itag „Martha“, Sonnabend „Fidelio“,
Sonntag abend „Carmen“. Das Weihnachtsmärchen „Die Mäuſe-
königin“ wird am Freitag, Sonnabend und Sonntag, nachmittags3 ußr v as nächſte findet am Mon-
tag, den 17. Januar, abends 7 Uhr unter Leitung von Profeſſor
Dr. Hans Pfitzner ſtatt. Soliſtin: Tini Debüſer (Geſang).

Freie Volksbühne Halle. II. Werk (Die Stützen der Geſell
ſchaft). F: Dienstag, 11. Januar, O: Freitag, 14. Januar. Die
Karten für die 3., 4. und 5. Vorſtellung müſſen bis zum 23. Ja-
nuar in den Zahlſtellen eingelöſt werden.

Das klaſſiſche Luſpiel der Weltliteratur J. Der bereits ange
kündigte von W bis zu Leſſing hinaufführende Auf-
führungsreigen des Stadttheaters wird am nnerstag mit derEr auſthnnn der „Lyſiſtrata“ des Ariſtophanes eröffnet. Pro
feſſor W. A. Bährens, Gräciſt an unſerer Univerſität, beglei-
tet die Aufführung im Theateranzeiger mit einem Aufſatz über
die klaſſiſche Komödie und Ariſtophanes.

Propinz ind Umgegend

Auf zur Beamtenkonferenz!
Ulle parteigenöſſiſchen Beamtinnen und Beamten müſſen an

Sonntag, den 16. Januar 1921, vorm. 9 Uhr, in Wilsdorfs Ge
ſellſchaftshaus, Kariſtraße 14, vollzählig an der Beamtenkonferen,teilnehmen, um ihren einheitlichen Willen zur Demokratiſierung

der kundzugeben.Sämtliche Ortsgruppen des Bezirksverbandes müſſen Dele
gationen ſämtlicher Beamtenkategorien nach hier entſenden.

Beamtinnen und Beamte zeigt euren Spitzenorgani-
ſationen und den Volksvertretern, daß die Mitteldeutſche Beam-
h mithelfen will an dem Ausbau unſerer jungen deutſchen-
Republ ik.

Aber nicht nur die Beamtenſchaft, ſondern auch die Arbeiter
und Angeſtellten können c dieſer Konferenz erſcheinen, um der
Konferenz ein Bild der Einigkeit zu geben und einen Ueberblid
für die Demokratiſierung der Staatsweſen zu bekommen.

Der Vorſtand.

An die Orfksvereine!

Sämtliche Parteivereine, die noch im von Sammer.
liſten für die ArbeiterJugend ſind, werden erſucht, dieſelben um
gehend einzuſenden.

Die Bezirk leitung der ArbeiterJugend.
J. A.: Willy Herzig, Harz 42/44.

Unſere Siedlungspolitik und die der Temokraten.

Dieſer Artikel iſt bereits einmal in der Nummer 289 der
„Volksſtimme“ vom 9. Dezember 1920 erſchienen. Jnfolge eines
techniſchen Fehlers war der Druck aber ſo unleſerlich ausgefallen,daß wir einem mehrfach zum Ausdruck gebrachten Wunſche 7
rer Leſer nachkommen und dieſen Artikel noch einmal zum Ab-

druck bringen. Die Red.Sowohl in der demokratiſchen Preſſe als auch ſeitens der
derivfrotiſchen gitatoren iſt unſere Partei als Siedlungsgegner
hingeſtellt worden; auch in Verſammlungen iſt wiederholt er-
tlärt worden, daß unſere Organiſation nicht fähig iſt, gemäß des
Siedlungsgeſetzes für landhungrige Jntereſſenten wirken zu kön-
nen. Beſonders muß eine Aeußerung unſeres Genoſſen Abg
Schmidt, Vorſitzender des Landarbeiter-Verbandes, herhalten, um
unſere Gegnerſchaft zur Siedlungspolitik zu beweiſen. Genoſſe
Schmidt hat ertlärt: „Was die Siedlungsvpolititk anbelangt, ſo
beſteht bei der Landarbeiterſchaft noch nicht das Verlangen, ſich
in einem eigenen Heim anzuſiedeln.“

Welche Stellung nimmt nun unſere Partei in der Siedlungs-
frage tatſächlich ein?

Unſere Fraktion hat das Siedlungsgeſetz mit beſchloſſen und
unſer Genoſſe Braun iſt als Landwirtſchaftsminiſter der eifrigſte
Förderer des Siedlungsgedankens und wirkt in ſeinem Reſſort
entſprechend, was die ländliche Bevölkerung, nachdem nunmehr
alle Zweifel geklärt ſind, erfahren wird, da die Ausführungs-
beſtimmungen zum Geſetz erlaſſen ſind.

Um die land wirtſchaftlichen und Jnduſtriearbeiter iſt ja die
demokratiſche Partei nicht beſorgt und ſie wird auch bei den-
ſelben wenig Glück haben uns in Mißkredit zu ſetzen. Die Land
arbeiter ſind ſich aber darüber klar, daß jetzt zu Reuſiedlungen
große Geldmittel gehören und da ſie über dieſelben nicht ver-
fügen, baben ſie zur Zeit kein Verlangen ſich anzuſiedeln, ſo er
klärt ſich auch die Aeußerung unſeres Genoſſen midt. Mit
Recht ſind die Landarbeiter aber dagegen, daß auß-alb des
Rahmens des Geſetzes Bauern, welche eine ſelbſtändige Nahrungs-
telle beſitzen (ca. 30 Morgen) Land überwieſen bekommen, daer Grohgrundbeſitz das Land liefern muß und die Rahrunggsſtelle
der Landarbeiter in Gefahr käme. Die Landarbeiter ſagen.
Durch den Ankauf von Siedlungsland wollen die Bauern ihrGeld, welches ſie in den Kriegsnöten aufgeſpeichert haben, ſicher

anlegen. Die demokratiſche Partei, als bewährte Stütze der
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, will dabei helfen, die Auslegung des
Siedlungssgeſetzes ſeitens ihrer Referenten und ihre Anträge auf
Ueberweiſung von Siedlungsland an Beſitzer größerer Stellen
über 30 Morgen beweiſen es.

Jedoch dieſer kapitaliſtiſchen Siedlungsvpolitik ſchiebt das
Siedlungssgeſetz einen Riegel vor. Nach S 1 des Geſetzes iſt Sied-
lungsland „zur Schaffung neuer Anſiedlungen, ſowie Hebung beſtehender Kleinbetriebe auf die Größe Aner ſeihſtändiaen Acker
nahrung“ zu beſchaffen. Jn den Ausführungsbeſtimmungen heißt
es ausdrücklich: Beſitzer einer ſelbſtändigen r ſcheiden
aus“. Jn bieſiger Gegend ſind 25--30 Morgen eine ſelbſtändige
Ackernahrung.Die Abſicht des Reichsſiedlungsgeſetzes iſt: „Wiederaufbau
der urd den Krieg erſchütterten deutſchen Volkswirtſchaft durch
dichtere Beſiedelung des platten Landes, Mehrung und Förderung
der land wirtſchaftlichen Kleinbetriebe.“

Das ſetzt neue voraus und dazu muß das Land
in erſter Linie beſchafft werden.

Die Leiſtungsfähigkeit der landabgebenden größeren Beſitz
darf nicht erſchüttert werden.

Die Vergrößerung beſtehender land wirtſchaftlicher Klein
betriebe iſt jeßt von beſonderer Bedeutung infolge Arbeitsloſigkeit
in Jnduſtrie und gewerblichen Berufen. Die Beſitzer von land
wirtſchaftlichen Kleinbetrieben, welchen ihr geringer Beſitz keine
volle Nahrungsſtelle gibt, und ſo gezwungen ſind, in Jnduſtrie
und Gewerbe zu arbeiten, u ſoviel Land erhalten, daß ſie aus
ſchließlich landwirtſchaftlich tätig ſind.

urch die Schaffung von kleinen und kleinſten Betrieben
wird ſoziale Aufſtiegsmöglichkeit der Landarbeiter möglich.

iter ſollen die land wirtſchaftlichen Arbeiter Pachtland
überwieſen bekommen und zwar ſovpiel, daß ſie ihre Haushalts
bedürfniſſe ſelbſt erzeugen.

Für dieſe Siedlungspolitik treten wix ein und vor allen auch
unſege Junge

aktiſche Auslegungen des Siedlungsgeſetzes folgen in einer
der nächſten Nummern
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Die am Donnerstag, den 6. Januar, abends 75 Uhr, einbe
zufene Vertreterverſammlung würde von dem 1. Vorſitzenden,
Verm Gen. Mehler eröffnet. Er begrüßte dieeinzelnen Ge ehe und ſprach W.
aus, daß auch in dieſem See Ortskartell zum Wohle der
Beamtenſchaft T ä wirken und deren berechtigten Jnter-

ten möge. 1. Vorſitzende erſtattete alsdann über
ſprache in Berlin mit dem 2. 4zrſtenden des Deutſchen

mtenbundes, Direktor Lange, Bericht, der als Mitteilungs-
blatt l den einzelnen Gewerkſchaften bereits n agegan en
und aus welchem entnehmen iſt, daß die Verhandlungen des
Heutſchen Beamtenbundes und im beſonderen der Eiſenbahner
Gewerlſchaften mit der Regierung auf eine gütliche Einigung hof
en laſſen. Ferner hat der 1. Vorſitzende mit dem Direktor Lange
ber die den beſtehenden Teuerungsverhältniſſen in Merſebur

widerſprechende amtliche Einreihung in Ortsklaſſe
verhandelt. Jm Widerſpruch zu dieſer Einreihung ſteht Merſe
burg im amtlichen Reichs lohntarif in Ortsklaſſe B, wäh-
rend Delitzſch und Naumburg nicht nur im Ortsklaſſenverzeichnis,
ſondern auch im Reichslohntarif in C eingereiht ſind. Die end
gültige Einreihung findet u erſt im letzten Drittel des Ja-
nuar ſtatt. Zu den bezüglichen Verhandlungen des Finanzmini-
ſteriums und des Statiſtiſchen Amtes werden der Deutſche Be-
amtenbund und je ein Vertreter der Provinzialkartelle zugezogen.
Das Ortskartell wird nach wie vor energiſch fordern, da erſe

ebenſo, wie die jedenfalls nicht teureren Orte Bitterfeld,
Staßfurt. Magdeburg, Halle, Gera, Altenburg und Jlmenau in B
eingereiht wird. Zu dieſem Zwecke wurde eine Kommiſſion ge-
vählt, beſtehend aus den Herren Mehler, Wolfgram und Hilde-
brandt. Alsdann e die an zeseman im Januar ſtattzu-

Wahl des Arbeitsausſchuſſes. Von den 32 anweſenden
itgliedern des Kartellausſchuſſes wurde der bisherige 1. Vor

ſitzende Mehler durch Zuruf einſtimmig wiedergewählt. Der
weitere Vorſtand ſetzt ſich zuſammen aus den Herren: Wolf-

ram (2. Vorſ.), Dieſel (1. Schriftf.), Frib 3 2. Schrift
ührer), Sattler Kalen rer, Fiedler (1. Beiſitzer) undKühn (2. Beiſitzer). a Behandlung weiterer geſchäftlicher
Angelegenheiten und reger Ausſprache wurde die Verſammlung
oom 1. Vorſitzenden um 10 Uhr geſchloſſen.

Gründung eines Wirtſchaftsverbandes Mitteldeutſchland.
Die am Freitag in Weimar verſammelten amtlichen Jnter-

eſſcnvertretungen des Handels, der Jnduſtrie, des Handwerks und
der Landwirtſchaft der Provinz Sachſen, der Freiſtaaten Sachſen,
Thüringen, Anhalt und Braunſchweig haben ſich zu einem Wirt
icheftsverband Mitteldeutſchland zuſammengeſchloſſen. Aufgabe des
Verbandes ſoll es ſein, die Jntereſſen des mitteldeutſchen Wirt-
ſche ftslebens geſchloſſen und kraftvo r vertreten. Für die wei
et Zehandlung der Angelegenheit iſt ein Arbeitsausſchuß ein
ge

„Der Deufſche Landarbeiterperband reinigt.“

Unker dieſer ominöſen Ueberſchrift glaubte die Mansfelder
Golkszeitung“ in ihrer Nummer vom 5. Januar den ſeitens des
Vorſtandes des Deutſchen Landarbeiterverbandes gefaßten Be
ſchluß, den ehemaligen Gauleiter für den Gaubezirk Magdeburg,
Wilhelm Berkling, wegen ſeiner Begünſtigung der in Mittel
deutſchland in Erſcheinung getretenen Abjplitterungsbeſtrebungen
aus dem Verband auszuſchließen, zum Anlaß nehmen zu müſſen,
von neuem gegen den „Sumpf“ in der Gewerkſchaftsbürokratie des
Deutſchen Landarbeiterverbandes zu polemiſteren. Sie erblickt in
dem gefoßten Beſchluß einen neuen Beweis, der ſeitens der Ver-
vandsinſtanzen gegen die der Kommuniſtiſchen Partei angehören-
den Verbands mitglieder betriebenen Vergewaltigung.

Es iſt dies eine Verleumdung, die jeglicher Grundlage ent-
behrt und von neuem krwaß die gewerkſchaftszerſtörende Tendenz
der Kommuniſtiſchen Partei enthüllt. Für den Vorſtand des
Deutſchen Landarbeiterverbandes ſind die Vereinbarungen des
Nürnberger Gewertkſchaftskongreſſes maßgebend, welche den ein
zelnen Gewerkſchaftsverbänden unbedingte Neutralität den poli
tiſchen Arbeiterparteien gegenüber vorſchreibt. Demzufolge iſt es
ine Wahrheitsentſtellung, zu behaupten, der Ausſchluß Berklings

ſei auf ſeine politiſche Stellungnahme zurückzuführen. Dieſe Argu-
mentation iſt ſchon angeſichts der Tatſache völlig unſtichhaltig, als
innerhalb des Deutſchen Landarbeiterverbandes beſoldete Funk-
tionäre in nicht unerheblicher Anzahl tätig ſind, die politiſch auf
demſelben Boden ſtehen wie Berkling. Der einzig maßgebende
beſichtspunkt für die Stellungnahme des Verbandsvorſtandes iſt
die Tatſache, daß Berkling Beſtrebungen unterſtützt und begünſtigt
hat, die zur Zerreißung der Landarbeiterorganiſation führen ſollen.

Amendorf. Zugentgleiſung. Heute e kurz vor
Uhr, iſt ein Wagen des Güterzuges 7116 auf dem Am-

mendo glei Die beiden Hauptgleiſe ſind für einige Stun-
erzen geſperrt. Verkehr wird durch Umſteigen aufrecht er

en.

Aus der Parteihbewegung. AmMer reitagand im „Hohenzollern“ eine außerordentliche Mitgliederver-
ammlung unſerer Partei ſtatt, die erfreulicher Weiſe ſehr gut be-
ucht war. Gen. R. Krüger ſprach in aufklärendem Sinne über

die demnächſt ſtattfindendenp ahlen t 7 Landtag,und Kreistag. Aus dem Referat wurde es den Genoſſen erſicht-
lich, welche g Bedeutung dieſe Jnſtitute für die Jntereſſen
der arbeitenden Bevölkerung haben und wie ſich n der kleinſte
Erfolg hierbei in günſtigem Sinne auswirken muß. Gen.
Bauer ſprach in klaren Ausführu in informatoriſcher a

W

n

über die Organiſation und Durchführungen dieſes Großkampf-
tages. Die anſchließende Diskuſſion, an der ſich die Gen.
Gentz, Scharch, Müller und Benf beteiligten, ergab eine ganze
Reihe Anre ungen und Ergänzungen. Es wurden dann für die
Liſte zum Provinziallandtag 7 und für die zum Kreistag 6 Ge-
n in Vorſchlag gebracht. An die Stelle des nach Eisleben

enden 1. Vorſitzenden für den Unterbezirk Merſeburg, Gen.
üller, wurde der Unterbezirkskonferenz der Gen. Benf vor

geſchlagen. Weiter ſchlug die Verſammlung den Gen. Fried-
mann zum 2. Vorſitzenden und den Gen. Witſchel zum Bei-
zeordneten vor. Dem ſcheidenden Gen. Müller wurde von der
anzen Verſammlung warm empfundene Worte des Dankes für
eine bisherige aufopferungsvolle und erfolgreiche Tätigkeit aus-
geſprochen. Gen. Müller dankte, indem er verſprach, an ſeinem
neuen Wirkungsort im gleichen Sinne arbeiten zu wollen. Der
Termin der nächſten Generalverſammlung wurde auf den 13.
nuar feſtgelegt. Ganz beſonders beherzigenswert waren die
Worte des Gen. Krüger die Unterſtützung, welche wir der
Parteipreſſe whgeß müſſen. Es iſt Pflicht eines jeden, voll und
ganz ſozialiſtiſch fühlenden Parteigenoſſen, die „Volksſtimme z
leſen und ſich von den bisherigen Einſchlä z Peprorganeg x

rreſpondent“ uſw. loszuſagen. Gen. Friſchkorn erinnerte
bie Genoſſen und Genoſſinnen daran, daß ſie, wenn ſie ihre der
Schule entwachſenen Kinder nach und nach in das Empfindungs-
leben der Weltanſchauung hineinwaſen laſſen
wollten, dieſe dem Verein der „Arßeiter-ugend“ zuführen
müßten. Es iſt zu erwarten, das dieſer Appell mehr aſs eher,

rende Herzen findet. Zum Schluß gab die Genoſſin Scharch be
annt, daß am 20. Januar eine Frauenverſommlung ſtattfindet.

Merſeburg. Schwerkriegsbeſchädigtenabteile.
Vom Betriebsrat des Vahnhofs Merſeburg wird uns folgendes
geſchrieben: Jn letzter Zeit ſind auf der Strecke Mücheln--Merſe
burg von Undefugten die Plakate mit der Bezeichnung „Nur für
Schwerkriegsbeſchädigte“ entfernt worden, wodurch dem Zug-
perſonal die Unterbringung von Schwerkriegsbeſchädigten ar
ichwert wird. Derartiger grober Unfug iſt eine große Rüchkſichts

gegenüber den Schwerkriegsbeſchädigten und bitten wir
alle Augenzeugen derartiger Vorkommniſſe, den Betreffenden zur

Rechenſchaft zu ziehen und dem Zugführer unverzüglich Meldung
zu erſtatten.

M n. Mitgliederverſammlung der S. P. D.Am 5. Januar fand im Parteilokal unſere fällige Monaisver-
ſammlung ſtatt. Bei Abwicklung der Tagesordnung, die v
Punkte umfaßte, kam es zu einer regen Ausſprache. Als Hele-
77 für die außerordentliche Unterbezirkskonferenz in Merſe

urg am 9. 1. wurde Gen. Heinze gewählt und für die am 16. 1.
i w. Beamtenkonferenz die Gen. Pfeifer und

och. Jn die Preſſekommiſſion wurden neugewählt die Gen.
Pfeifer, Knoblauch und Rühlmann. Der bevorſtehende
Großwahltag wurde ſehr ausführlich behandelt und praktiſche Vor
bereitungen getroffen. Genoſſen, es liegt nun an uns, ſoviel Ein-
fluß wie möglich in den verſchiedenen Körperſchaften zu erringen,
um dort die Intereſſen der arbeitenden Bevölkerung wahrnehmen
F können. Unter „Verſchiedenes“ wurde dann betont, daß es unedingt erforderlich iſt, daß die Verſammlungen vor allem von
Seiten der Genoſſinnen beſſer beſucht werden wie bisher. Dennnur in der Ausſprache zwlchen den Genoſſen und im Leſen der
Parteiſchriften, vor allem der „Volksſtimme“ können wir uns das
notwendige geiſtige Rüſtzeug ſchaffen, das wir ſo bitter notwendig
heben. Mit dem Hinweis, das in aller R eine außerordent-
liche Mitgliederverſammlung ſtattfindet, ſchloß der Vorſitzende,
Gen. Hein ze, die Verſammlung.

Gerbſtedt. Wie es nicht ſein ſol l. Der Betriebsrat vom
Vötzthumſchacht (Mansf. Gewertkſch.) ſetzte für den 8. Jan., vor
mittags 10 Uhr, eine Sitzung an. Pünttlich hatten ſich ſämtliche
Vitriebsratsmitglieder eingeſtellt, nur der Betriebsführer vom
genannten Werke, Oberſteiger Brunner, war nicht erſchienen,
trotzdem er rechtzeitig von dem Betriebsrat in Kenntnis geſetzt
wurde. Nach langem Warten erklärten ſich zwei Mitglieder des
Betriebsrates bereit, den „Herrn“ nochmals einzuladen. Er „gab
ſich dann nur ſoweit her“, daß er mit den beiden Betriebsrats-
liedern verhandelte, jedoch zur a erſchien er nicht; in-
olgedeſſen mußte die Sitzung aufgehoben werden und die Be-

triebsräte ohne gedeihliche Arbeit für die Arbeiter auszuführen,
auseinander gehen. Mansfelder Bergarbeiter, ſeid auf der Hut,ſtellt euch hier eure Betriebsräte, denn: „Einigkeit
macht ſtark.“

Weißenfels. Magiſtratsbeſchlüſſe. Zur Durchfüh-
rung des Werkunterrichts in den Volksſchulen wurden 1000 Mk.
bewilligt. Das Fremdenſchulgeld ſoll auch in der katholiſchen
Volksſchule erhoben werden. Die Fernſprechanſchlüſſe in den
Schulen bleiben beſtehen. Das Stationsgeld für die Schweſtern
im Hoſpital wird auf 2000 Mk. erhöht.

Weißenfels. Konzerte der Stadtkapelle. Jm
Stadttheater nehmen die Abonnementskonzerte des ſtädtiſchen
Orcheſters ihren Fortgang. Es ſind für alle zehn Konzerte vor-
Er e Soliſten gewonnen. Am Mittwoch gaſtiert Frl. Gertrude

teuer (Leipzig) als Pianiſtin. Um auswärtigen Muſikfreun-
den Gelegenheit zum Beſuche dieſer Konzerte zu geben, iſt derAnfang auf 724 Uhr, der Schluß auf 92 Uhr ſeſtgelegt worden.

Es iſt ſomit allen Zugverbindungen Rechnung ſragt Einzel-
karten: 1. Rang 5 Mk., Saal 4 Mk. Zahlreicher Beſuch dieſer
Konzerte iſt dringend zu empfehlen, damit wir unſere jetzige vor-zügliche Stadtkapelle auen können und nicht immer nur fort-

geſetzt ſtädtiſche Zuſchüſſe leiſten müſſen.
Weißenfels. Brotmarkenausgabe am Mittwoch, den12. Januar, von S bis 10 Uhr: Abgeſerti t werden am Tiſch 1

Hoheſtr., Hoſpitalſtr.; Tiſch 2: R. Götzeſtr., Hermannsgarten, Hir-
emanns ne Harniſchſtr., Herderſtr.; Tiſch 3: Gr. u. Kl. Kaland-

atraße, Katharinenſtr.; Tiſch 4: Himmelbett, Holländerſtr., Am

S Wiehe ahnſtr., on Von 101 5Tiſch 1: L. Kellſtr.; Tiſch 2. Kloſterſtr.; Tiſch 3: An der Kirche,
Kirchgaſſe, Krumme Gaſſe, Am Kloſter, Am Kruge, Jm Kruge,
Körnerſtr,, Am Kugelberg. Am Kämmereihölzchen, Klingenplatz;
Tiſch 4: Klemmberg, Bismarckhſtr., Blücherſtr., Moltkeſtr., Roon
ſtraße, Scharnhorſtſtr., Kubaſtr.

Naumburg. Muß der Mieter ſich zur Religiondes Hauswirtes bekennen, um vorder Kündigung
bewahrt zu bleiben? i Naumburg a. S. j a! Ein
geradezu unerhörtes Stück leiſtetete ſich hier eine Hauseigen-
tümerin n einem Mieter. Als der Mieter ſich weigerte
den von der Hauseigentümerin feſtgeſetzten Betrag an Waſſergeld
zu zuhlen, da er weit über das hinausging was die Fent zu for-
dern hatte, kam es zwiſchen ihnen zu einer Ausſpvrache, in deren
Verlauf ſie äußerte: „Jch kündige Jhnen die Wohnung, weil Sie
auch aus der Kirche ausgetreten ſind.“ Die Frau ſcheint wirk
lich tief von ihrem Chriſtentum durchdrungen zu ſein. Wenn man
ſich die Sache noch etwas näher vetrachtet, wird das auch ſofort
klar, denn ſie betreibt ein Geſchäft, das hauptſächlich an Kirchen
liefert. Man könnte von Ekel erfüllt werden, wenn man ſieht, wie
dieſe „Chriſten“ in natura ſich betätigen.

Delitzſcch. Feſtgeſtellter Toter. Der am Mittwoch
abend bei der Verfolgung ſchwerverwundete Einbrecher iſt am
Donnerstag vormittag ſeiner Verwundung erlegen. Der Tote iſt
nicht der Arbeiter Karl Mühlberg aus Holzweißig, ſondern es
handelt ſich um den vor einem Vierteljahr aus dem Gefängnis in
Halle entſprungenen 35jährigen Wilhelm Gröbne. Dieſer hat ſich
die ganze Zeit hindurch in der Bitterfelder Gegend unangemeldet
aufgehalten. Die von Gröbne gemachten Angaben entſprechen
ſämtlich nicht der Wahrheit.

Zörbig. Aus dem Parteileben. Die diesjährige
Hauptverſammlung, die erſte ſeit Beſtehen des hieſigen S. P. D.
Ortsvercins, fand am 6. d. M., abends 8 Uhr, im Vereinslobal
ſtatt. Sie ſtand unter dem Zeichen des kommenden Großwahl-
tages, auf den ſie, neben dem Rückblick auf die zurückgelegten
arbeitsreichen Monate beſonders vorbereiten ſollte. Die erſten
drei Punkte der Tagesordnung: Jahresrückblick (Ref, Gen. Kron-
bügel), Kaſſenbericht (Ref. Gen. Schneider) und Steuerkom-
miſſions- und Preſſebericht (Ref. Gen. Schröter) dienten dem
Zwecke des Zurückſchauens, während die vom Gen. Vogel-Halle
gegebenen Richtlinien für die Wahlarbeit den Blick nach Vor
wärts richteten. Wir ſind dem Bezirksvorſtand für die Abordnung
dieſes Redners beſonders dankbar im Hinblick auf unſere in
mancher Beziehung an die Kampfzeit vor der letzten Reichstags-
wahl erinnernde Vorpoſtenſtellung im hieſigen Bezirk. Und noch
eines weiteren Auftrags entledigte ſich Gen. Vogel: Es galt die
in Beamtentreiſen beſtehende irrige Auffaſſung über die Stellung
der Partei bei den letzten Beſoldungsverhandlungen im Reichstage
richtig zu ſtellen. Tatſache iſt, daß unſere Partei die einzig rich
tige Taktit verfolgt hat, indem ſie nicht etwa wie die Links
radikalen eine Beſoldungsaufbeſſerung aller alſo auch der
höheren Beamten in einer derartigen Höhe verlangte, daß an
eine Ausführung bei der heutigen Lage der Reichsfinanzen über
haupt nicht zu denken war, ſondern, nachdem ihr eigener, nächſt
dem der Radikalen weitgehendſter Antrag ebenfalls keine Aus
ſicht auf Annahme hatte, wenigſtens der Regierungsvorlage zu-
ſtimmte, um die Beamten nicht völlig leer ausgehen zu laſſen.
Die inzwiſchen im Verhandlungswege zwiſchen den Eiſenbahner-
gewerkſchaften und der Regierung weiter durchgedrückte Erhöhung
der Teuerungszulagen rechtfertigt ja am beſten die von uns be
triebene Politik! Punkt 4 der Tagesordnung wurde wegen vor-
gerückter Stunde abgeſetzt. Zum Delegierten für die am 16. d. M.
in Halle ſtattfindende Beamtenkonferenz wurde der Gen. Schröter
gewählt.

Naundorf b. La mmer. Aus dem Ortsparla-
ment. Am b. fand hier eine Gemeindevertreter-
itzung ſtatt, für die nur zwei Punkte zur Beratung ſtanden.un 1 betraf die vom Semelndevorſtand zur Deckung der im Ver-

hältnis zum Aufkommen dem Waſſerwerk zu leiſtenden Mehr-
ausgaben. Gen. v beantragt hierzu die Einſetzung einer
Kommiſſion welche mit der Neufeſtſetzung der veralteten Sätzee eine Verteilung der aber nach gerechten

Grundſätzen herbeiführen ſoll. Dem Antrage wurde ſtattgegeben
und eine Kommiſſion, beſtehend aus den Gem.-Vertr. Kloße, Gröbe,
Rothe und Kochrübe gewählt. Zu Punkt 2 wurden der Orts
e RNaundorf-Lauchhammer des Verbandes heimatstreuer

berſchleſier auf deren Antrag 700 Mark Beihilſe zur Unter-
ſtützung der in Oberſchleſien Abſtimmungsberechtigten bewilligt.
Punkt Ver chiedenes: Abänderung der Luſtbarkeitsſteuerordnung
all in der nächſten Sitzung beſchloſſen werden. Gen. Kürbis rügte
as Verhalten eines Lehrers, der während der Unterrichtsſtunde
ämtliche Fenſter und Türen öffnen ließ und die Kinder dadurch
er Zugluft ausſetzte. Gen. Henzeroth führte Beſchwerde über

den ſchlechten Zuſtand der Milch, die in letzter Zeit oft beim
Abkochen ſauer wurde und bemängelte den ſchlechten Zuſtand
einiger Straßenteile. Der Gemeindevorſteher erwiderte, daß be
züglich der Milch von ihm ſofort die nötigen Schritte bei der
Kreisfettſtelle und der Molkerei unternommen worden ſeien: die
Ausbeſſerung der Straßen ſei zurzeit nicht zu empfehlen und es
müſſe gewartet werden, bis die ſchweren Baufuhren der Aktien
geſellſchaft Lauchhammer nicht mehr auf den Straßen verkehren,

Vollswittſchaft.

Lebensmittelpreiſe einſt und jetzt.

Welche ungeheure Preisſteigerung ſeit dem Jahre 1914 gerad«
auf dem Gebiete des Lebensmittelwarktes vor ſich gegangen iſt
zeigt eine Gegenüberſtellung von Lebensmittelrreiſen vor und
nach dem Kriege, die „Das Hotel“, das amtliche Blatt des Ver-
bandes der Hotelbeſitzervereine Deutſchlands auf Grund der Bücher
eines großen Berliner Hotelbetriebes veröffentlicht. Danggf
koſteten:

1914 1920
Schweinefleiſch Pfund 0,90 18,
Kaſſeler Rippenſpe 88 19,Kalbfleiſch v 115 15,Gänfe 1,20 15.50Tauben Stück 0,68 4,Steinbutten Pfund 1,30 7,50Aal 5 14,Kabeljau 260 4,Speck v 90,90 20,Schinken, gekocht J 1,15 32,Schinken, roh v 4.40 30,Fleiſchwurſt (6,90 19,Butter 160 34,Schmalz 60 22,Eier Stück 0,07 2.45Makkaroni Pfund 0,40 14,Nudeln „1950 9,50Weizenmehl v 9.27 6,75Zucker 35 15,K affee 99 1 50 30 WanneTee 5 7, 26,Kakao u 1.40 20Brechbohnen Doſe 0,68 6.60Karotten 69,70 3,65Erbſen, fein w 085 10,50fifferlinge a O85 12,50tangenſpargel 1.70 15,Tomaten 1,18 8,60Pfirſiche e 1.40 16,Ananas 1I.25 66,Apfelmus v 924 6.,50Kirſchen 2, 12,50Erdbeeren „0.95 16,50Gänſeleberpaſtete 950 140,Schweizer Käſe Pfund 1,05 36,Holländer Käſe 10 18,Tilſiter Käſe 1. 14,Aus dieſer Statiſtik ergibt ſich eine Preisſteigerung um dar

10- bis 30fache. Wenn auch die oben wiedergegebenen Zahlen ſo
genannte Hotelpreiſe betreffen, ſo bleibt die Wirkung natürlich
auf die Privathaushalte nicht aus. Die Hausfrauen werden das
am beſten beſtätigen können.

c c

Verantwortlich Für Polink, Parteinachrichten und Gewerkſchaftliches Paul
Täumel; „Aus dem Stadtkreis* und Feuilleion Willi Lanzke; für
Provinz und den übrigen redaktionellen Teil K. Garbe; für die Jnſerate
Wilhelm Herzig; ſämtliche in Halle. Druck und Verlag der Volksſtimme

G. m. b. H. zu Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.
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Vereins- Anzeiger.
ede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro ZeileWir Jm Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen,

gewerkſchaftlichen u. politiſchen Organtſotionen angekündigt werden. Auch
Todes u. Beerdigungsmeldungen von Mitgliedern dient dieſe Rubrik.

Generalverſammlung. Am Donnerstag. len 15.Könnern. Januar 1921, abends 8 Uhr findet im Vereinslokal
Starke. Neumarkt 10 unſere „Jahres-Hauptvertammlung“ ſtatt.

Tagesordnung: l. Bericht des Vorſtandes. 2. Kaſſenbericht.
Bericht der StadtverordnékenFraktion. 4. Vorſtandswah

5. Die Wahlen am 20. Februar. 6 Verſchiedenes. Wegen der
Wichtigkeit der Tagesordnung iſt es notwendig, daß alle Kenoſſ n
nen und Genoſſen erſcheinen. Gäſte können durch Mitglieder ein

geſührt werden. Der Vorſtand.
Donnerstag, den 13. Januar abends /,8 Uhr,Merſeburg. im „Kaſino“ Generalverſammlung. Tages

ordnung: 1. Jahresbericht. 2. Neuwahl der Ortsverwaltung.
Bericht von der Unterbezirkskonferenz. 4 Parteiangelegenheiten.

Vollzähliges Erſcheinen erwünſcht. Ver Vorſtand.
Dienstag, den 11. Januar 1921 findet eine großeéandersdorf. öffentliche Vollsverſammlung ſtait. Der Ge

noſſe Schrifiſteller Rodert Breuer, vorm. Reichspreſſeamt Berlin,
ſpricht über die politiſche Lage und die kommenden Wahlen. Sämt-
liche Mitolieder müſſen eine rege Propaganda entſalten, damit auch
alle Einwohner über die heutige wirtſchajſtliche und politiſche Not
aufgeklärt werden.

Große öffentliche Proteſtverſammlung am DiensTorgau. tag. den 11. Jan. 1921 gegen die Bluturtecle und gegen
die weißen Schrecken in Ungarn. Referent Genoſſe Richard
Schwartz. Sämiliche Mitglieder ſind verpflid. tet eine rege Propa
ganda zu entfalten um auch die letzien unſerer Einwohner über die
Greueliaten des roten und weißen Terrors aufzuklären.

Große öffentliche Proteſtver ammlung am Sonnabend, denKönnern. 15. Jan. 1921 gegen die Bluturteile und gegen die weißen

Schrecken in Uungarn. Genoſſe Schwartz. Sämtliche
Mitglieder ſind verpflichtet eine rege Propaganda zu entſalten, um
auch die letzten unſerer Einwohner über die Greueltaten des roten
und weißen Terrors aufzuklären.

Große öffentliche Proteſtrerſammlung am Freitag, denFalkenbe 14. Jan. 1921 gegen die Bluturieile und gegen die
weißen Schrecken in Ungarn. Referent: Genoſſe Schwartz. Sämt-
liche Mitglieder ſind verpflichtet eine rege Propaganda zu entfalten,
um auch die letzten unſerer Einwohner über die Greueltaten des
roten und weißen Terrors aufzuklären.

i tliche Proteſtverſammlung amMückenberg. Januar 1921 gegen die Blut
urieile und gegen die weißen Schrecken in Ungarn. Referent Gen.
Schwartz. Sämtliche Mitglieder ſind verpjlichtet eine rege Propa
ganda zu entfa. ten. um auch die letzten unſerer Einwohner uber die
GSreultaten des roten und weißen Terrors aufzuklären. 05

entliche Proteſtverzammlung am Don-Raundorf. den 3 Januar 1921 gegen die Bluturteile
und gegen die weißen Schrecken in Ungarn, Referent Gen. Schwartz.
Sämiliche Mitglieder ſind verpflichtet eine rege Propaganda in
falten, um auch die letzten unſerer Einwohner über die Greultaten
des roten und weißen Terrors au
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Abfahrt der Züge Leipzig-Delitzsch-Bitterfeld- Dessau und zurück.

(Musterschutz)

f. G. Wissol, naue a. S. Nerxt 11.
En gros. Spentiglgerenott kür En detail

Tuche und Schneiderartſkel.
A. Boenning, Steinweg 18.

Rleſderröcke. Biusen, Rieſderstolfe.Woll-, Welss- und Rurz waren. Trikotagen,

Woiff, Telephon 4315,
Steinweg 204

Manufſaktur-, Weſss- und Woll waren.
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Leipzig an 6542 749 1004 1014 516 G s 982 10 j210 122

Bitterfeld-Stumsdorf und zurück. Oberröblingen- Querfurt und zurück.

M e gen c g. z enttetente
S 3u0 722 an Ritterfeld ab u ſ2 a er 1236 512) an Oberrödlingen ab 636 330 72
79) 280 62 ab Stumsdorf an 606 942 516 423 1138 425 ad Querfurt an 725 4A19 ges

n w W. W. W.St
W. bedeutet: Verkehrt nur Werktaos

anderen Personenzüöge. Letztere halten

Gustav Roinsch,
Herren Ronfektiovu,

Halle a. S. Markt 23.

s. Die fett gedruckten Ziffern dedeuien Sehnell-, alle
auf allen Zwischenstationen.

J Haing Sirachs,

Nur Kl. Ulrichstr. 180, am

Licht- u Wasserbehendlung. med. Bder,

araturwerkstatt.orie Telephon 3242.

Aclbr-fahrräter
Werner S be

Xaver Horz, eh ung Teg erwares.
Max Rädleſ, u

Farben, Lacke tür den Haushalt. Emafle- Lack
für Küchenmöbel. Fassbodenlackſlarbe, àäber

Nacht trocknend (Frled

Herm. Schmidt, e
Leder-Ausschnitt und Schuh-Bed.-Artſkel.

Bbuenmann 60., G. w. p. H.
Desseuerstraße S3. Fernruf 1471 u. 4631.

Kohlen Hoflz Baumaterialien.
Dessauerstraße St.

Telephon 6644.
AMutz- u. Grubenhöäölzer Tischler- u. Glaservolz.

Stempefabrik, Gra-
vier u. Prägeanstalt.

nd eng
Vereinsabreichen. Leiprigerstr. 38. Fernspr. 4033.

Geiststr. 55, Obero LeiMax Turner,

6, ledermann
Geiststresse 42.

schuhe, Unierzeuge,

S. Blletzky
Günstiges Angebot ine ger und Baum-

woll waren.
er gros. en detail. und Wollwaren.

erren-Artikel, Hand-
Lederwaren, Strumpf-

eS. Weiss,
am Markt.

Grösstes Ausstellungs aus
Provinz Sachsen

für Herren- u. r Sehens-werte Auswahl. Vorteilhafte Preise.

strasse 66. Gegr. 1867.
Ntät Solinger Stahlweren. So

epereturen.

Cmnil e,
Schirme. Stöcke, Pleifen und Loderwaren.

Stelnweg 53Paul Richter Telefon 2079
Loſpzigerstr. (03, 1. Fig.

Gustav Grimm
Steinweg 38.

Rurz-, Welss- u. Woll waren.
Trikoiagen, Sirumpfwaren.

J. Braunsdorf

Berrenartikel.Refistrasse 133.
Ecke Ludw. Wucherersitr.

Handschuhe, Herrenartik.
bare

Aug. laue
Leiprigerstresse T.r

pzigerstras

7 Wäsche-I. Hogl, f. Ofto,
Hutmaecheret, Leinenhandlung.Kl. Ulrichstr. 21. M-arktalfatz II.

Kolonialweren Spirituosen Wein
Tobek und Zigarren

Hermann Hartick, es
Kolonialwaren Spifrituosen Wefne.

leipziger Tabakhaus

en gros en detailMauorstr, (Eeke Steinweg)
Fernruf 4721.

Herm. Müller
L und ältestes Spezial-Stahlwerenhaus, Gr. Stein-
strasse 1-2, Leipzigerstr. 20, Schmeerstr. 7-8.

leipziger Hut-Preb- Anstalt
Paul Blaus, Schmeerstrasse 22

f. Baumgörten Ind.: H. Zangder

olonialwaren DrogerieLessingstr. 26, Telefon 6320. Spezialität: Rauchtabak.
Oſro Thärmor

Kolonialwaren Wene Delſkatessen
Telefon 5142

Spfengeſ hin
Friedrichsplatz 9.

Tabeklager Deutschlands.

Billigste Bezugequelle für Wiederverkäuler,

in der Hauptzentrele Leipzig mit eines der grössten

Färberei Galgenberg
Dampfwäscherei. Themische Reinigung

Fernruf 65985.
Relteste und grösste VWäscherei am Platuo.

Eigene C eLudwig-Wuche- m Ecke Markt 13,

Karl Sohneider, ne re

Pauſ Sohſſack Nachf., Geistsetr. 13.

franz Sehmiot,
Spezial- Demen- putr, Geiststrasse 15 (Adler-

Apotheke). Telefon 4568

Delikatessen und Wetastube
Leipzigerstrasse 2 Telefon 6414.

Inhaber Otto Stawenow.
Rind- u. Schweineschlächterei, Wurstfabrik.
Sperielitst: Ausschnitt ſeiner Fleischwaeren.

Hollesche Rot- und Leberwurst. Telephon 1021.

Sirassburger Nuſbarar, Leipzigerstrasse 15

Herren-tiüte, und Mützen in grosser Auswoebl.

Schuhhaus Dietz
Untere Gr. Steinstrasse 13. Blligete Bezugsquele für Wiederverkäufer.

ehuhdaus Roſane

Steinweg 19. Haus stediler Schuhweren.
Gebrüder Oenlschlägoer,

Schuhwarenhaus, Leipzigerstrasse 16.

Hamburger r
Brandstätter Langemark.

Hauptgeschäft: Leipzigerstr., Neue Prowanade 16
Zweiggeschäft: Delitzscherstr. 3 (Preußenhokf).

Fernspr. 497-4001. Beste Bezugsquellie f. Wiederverk.

7) ſ Tlgarettenfabrik,
„braseſſa“

Berlinerstraße 6. Telephon 3227.

Heinz 6ronenderg,
Tabakfabrlkate Grosshandlung,

Gr. Ulrichstrasse 27. Fernsprecher 4624.
Beste Bezugsquelle für Wiederverkäufer.

Sehuhdaus Günther
Grosse UVUrichstrasse 50

4 Lebens- u.Senussmittel, Ugarren, Tadak azw.

Wagenknecht

Obere Leiozigerstrasse 61-62.
Felnste R ren u. Schokoladen.

d. Gemesch 6. m. d.
Schokoſade, Zuckerwaren.
Falen in alen Stadtftellen.

einr. Doller, er
Versandhaus für gute u billtge

Telephon 5571.

Max Schmidt. Leipzigerstraße 68,

Grosses Lager in Zigarren, Zigaretten
nd Tabaken.

ſ. ulzdeiman nan Der er

Gr. Steinstrasse 32Oito Mertens, neb. d. Viktorie-Apotheke

Gr. Ausw. in Zigarren, Z'garetten u. Tabaken
Tel 5150.

rerstrasse 7, Steinweg 25,Gr. Steinstr. 56, 86, Königstr. 23
MOſſer's Wasen- und Plätfanstan
Bes. Rich. Diedrich. Flefacherstr. Ecke Golsiatr.

Ecke Alte Promenade
Zzigarren-Spezial-Geschäft

Tel. 2339. Tel. 2330.Jtwarren Nor BilHennicke, undch gut. a
SBerlinerstrasse 32, gegenüber der Turnhaelle.

Spezialität: Herrenstärkewgechoe.

Emil friech jch, e
Friesenstrasse 22. Telefon 2721.

Max Schunig, n er
Friedrichsplatz 4, Ecke Albrechtstrasse.

Hallesehe Beerdigungs Anstalt

„ffieden“, Hermann Gericke.

Fleischerstrasse 10 t. Telephon Nr. 2557.
Boerdigungs- Anstalt wuny Luize.

Krukenbergstrasse 7. Gegenüber den Kiniken.
Telephon 5920 Eigenes Geschirr.
Gurt Forberg

Tadakbörso Kurt Hafermalz,
Zigarren, Zigaretten und Tabake. Preiswert und
gut. Kohlschüutterstrasse 9.

Gas- und Prangernmaxer.

Damm Lahmit rig u. Zi tten-Paul Schmidt,

Geiststrasse 22 le 4819. Triftstrasse 3.

Barfüsserstrasse 17 Telephon 5390.
k& y t eſektr. Anſegen, Hukerreperaturen,48 5 Beleuchtungskörper.

etsistrasse 28.
N. Voss, Leipziger Sirasse 1.

an Gimpel, Poeretrave 6.

Cigarren. Cigoretten,Billigste erugäe kür Viederrerkeuter.

C Verlobungsringe
Eigene Fabriktion

f. L. Otto enmann
Robert Sohirmer Gan Grün

Leipzigerstraße 72. z arren, Zigarett. TabakeSchokolad. u. Zuckerwar. 8 Sternaireße 4.

Grosshandlung in Nonnen
Abert Mennieke, Gr. Steinstrasse 62

Uhren- u. Goldwarenhausb. Sehnabel, mee TadaſhausRost,

F u. Seefischhand-luss- u. Seefischhan Albreoni,
Geiststraße 15

lung, Telephon 2728

f. W. Grupe
Zigarren nud Tabak- Handlung

Berliner Stresse 30.

Nur Bernburgerstr. 17.

Morktplatz 13.

Affr, Närnb

Leipzigerstraße 45. Zigerr., Postkaert., Romane

46. Vester
Vorteilhaft. Bezugsquelle all. Uhren- u. Gold waren.

Eigene Uhren- und Golàdschw edewerkstälten.

ar Saat
en, Parfümersen,

Bahnspedition u. Möbdel-
trensport. Telefon 7901.

Moritz Rosewit?,
Steinweg 7.

Obst und Sül chte.

Herren Artikel
Kurz Weiss u.

Woliwaren:

en waren.
BannischestrasseWaschmittol-

Zentrale
Saiſe. Klmme, Haarschm.
usw. Steinweg 19a.
ürsten ung Seſſerworen

Albert Kunzemann
Leipzigerstr. 26.

Walter KOhn

Stein 8. Zucke en.

c 2227

ſcher S
Morgen
M Zurzeit

und de
Da
1.

5000
vachtet

Morge,

demſelb
pachtet
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